
	 1

„Vergebene Chance oder Aufbruch in eine goldene Zukunft? Europa, Nordafrika und der Arabische Frühling“

Zivilgesellschaftliche Bewegungen – 
Institutionalisierte Politik�  Nr. 20/2011Studienreihe

Der Arabische Frühling und Europa		  Von Julia Killet
Die Ereignisse des arabischen Frühlings strahlen auf 
die ganze Welt aus. Jahrzehntelang hieß es, die Völ-
ker der arabischen Welt seien „demokratieunfähig“. 
Noch vor kurzem erschienen die autoritären Regimes 
unüberwindbar. Diese Annahmen lösten sich seit 
Dezember 2010 in Luft auf. Zuerst in Tunesien, dann 
in Ägypten, schließlich in Jemen, Jordanien, Bah-
rain, Libyen und Syrien standen die Bevölkerungen 
auf. Die Menschen zeigen, dass gemeinsamer Mut 
und Kampfgeist zur politischen Veränderung und 
zum Sturz der Herrscher führen können. Die tägliche 
Armut, Ungerechtigkeiten und die allgemeine Unter-
drückung trieben die Menschen auf die Straße. Ihre 
Forderungen: Ein Leben in Würde, gleiche Rechte, 
Autonomie und Teilhabe am wirtschaftlichen Reich-

tum. Die EU wird durch diese unerwartete Revoluti-
on mit neuen Herausforderungen konfrontiert. So 
verlieren sie einerseits langjährige Handelspartner, 
anderseits nutzen immer mehr Menschen die Gunst 
der Stunde, um nach Europa zu gelangen. 
Um einen ersten Gesamtüberblick über das facetten-
reiche Thema zu geben, lud die Rosa Luxemburg 
Stiftung Brüssel in Kooperation mit der Rosa Lu-
xemburg Stiftung Bayern zu einem Seminar mit dem 
Titel „Vergebene Chance oder Aufbruch in eine gol-
dene Zukunft? Europa, Nordafrika und der Arabi-
sche Frühling“ nach Innsbruck ein. 55 Teilnehmer_
innen aus Österreich, Bayern und Brüssel beschäf-
tigten sich drei Tage lang mit den Bewegungen und 
den Auswirkungen. Das Seminar war als Pilotpro-
jekt im Rahmen der „Bildungsbausteine für Europa“ 
konzipiert, die derzeit von der Rosa Luxemburg Stif-
tung Brüssel erarbeitet werden. 

Soziale Elemente und Jugendproteste in Nordafrika
Der erste Teil des Seminars umfasste zunächst einen 
Einblick in die aktuellen Entwicklungen in Ägypten, 
Jemen und Syrien. Einen ersten Überblick über sozi-
ale Elemente und Jugendprotest in den nordafrikani-
schen Revolutionen gab der Jurist und Publizist 
Bernard Schmid. Ausgangspunkt für die Revolten, 
die sich schließlich von Marokko über Syrien bis zu 
den Golfländern Bahrain und Oman zogen, war der 
Selbstmord eines jungen Tunesiers. Am 17. Dezember 
2010 übergoss sich der 26-jährige Mohammed Boua-
zizi in der Stadt Sidi Bouzid mit einer brennbaren 
Flüssigkeit und steckte sich selbst in Brand. Als ‚ille-
galer’ Gemüseverkäufer war er zuvor immer wieder 
durch Polizeibeamte schikaniert worden, die ihm 
seine Ware abnahmen und vermutlich Geld von ihm 
erpressen wollten. Viele junge Tunesier, die sich in 
der gleichen Situation wie Bouazizi sahen, zog es auf 
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die Straße. Die Protestwelle verbreitete sich schnell 
bis in die Hauptstadt Tunis, wo über die Weihnachts-
tage 2010 die ersten Demonstrationen stattfanden. 
Immer mehr Menschen schlossen sich den arbeitslo-
sen Jugendlichen an, darunter Anwält_innen, Schü-
ler_innen, Studierende und Gewerkschaften. 
„Der Charakter Tunesiens zeigt sich in einer defor-
mierten Ökonomie. Je höher der Bildungssektor, des-
to höher die Arbeitslosigkeit“, erklärte Schmid. Bil-
dung habe für die Bevölkerung in der arabischen 
Welt generell einen hohen Stellenwert. Das Paradoxe 
sei allerdings, dass es keine Jobs für Akademiker ge-
be. Das gleiche gelte für andere nordafrikanische 
Nationen. Vor allem wehrten sich die Menschen je-
doch gegen die Willkür der Behörden. So zogen ab 
dem 25. Januar 450.000 überwiegend junge Ägypter 
unter dem Motto „Wir sind alle Kahled Saïd“ auf die 
Straßen. „Diesen Namen trug ein Mann, der 2009 in 
Alexandria durch Zivil- und uniformierte Polizisten 
in der Öffentlichkeit buchstäblich totgeschlagen 
worden war“, so Schmid. 
Am 14. Januar hatten die Massenproteste in Tunesien 
ihr Ziel erreicht: „Der früher gefürchtete, inzwi-
schen aber in breiten Kreisen nur noch verhasste 
Präsident Zine el-Abidine Ben Ali flog ins Exil.“ 
Auch der Übergangspremier Mohamed Ghannouchi 
ist inzwischen gestürzt worden. In Ägypten dauerte 
es 18 Tage bis die Demonstrant_innen ihren Willen 
durchsetzten und Hosni Mubarak am 11. Februar 
seinen Rücktritt erklärte. 

Aktuelle Situation in Ägypten
Als Grund für den schnellen Fall des Regimes nennt 
die Sozialwissenschaftlerin Stefanie Fischbach den 
„klassenübergreifenden“ Charakter des Protestes. In 
ihrem Vortrag über die ägyptische Revolution klärt 
sie zunächst über einige Mythen auf: „Sowohl die 
Auffassung, die Massen hätten sich spontan erhoben, 
als auch die Vorstellung, die ägyptische Revolution 
sei eine Revolution der sozialen Medien, verschleiern 
den Ursprung, den Verlauf und die Akteure dieser 
Revolution.“ Twitter und Facebook seien ab einem 
gewissen Zeitpunkt ein zusätzliches und unterstüt-
zendes Instrument für die dezentral organisierte 
Opposition gewesen. Sie ersetzten jedoch nicht den 
Gang auf die Straße oder die Konfrontation mit den 
Sicherheitskräften.
Gerade die Arbeiter_innenbewegung, die nach 
Fischbach das Herz der Bewegung ausmache, sei sel-
ten bis gar nicht in den sozialen Medien vernetzt. Der 
Generalstreik von Beamten, Eisenbahnarbeiter_in-
nen, Busfahrer_innen, Stahlarbeiter_innen, Textil-
arbeiter_innen, Ärzt_innen und anderen am 7. Feb-
ruar 2011 gaben der Demokratiebewegung maßgebli-
chen Auftrieb. „Auch nach dem Sturz Mubaraks 
gingen die Streikaktivitäten, die von den Gewerk-
schaften unterstützt wurden, ununterbrochen weiter. 
In manchen Betrieben, deren Besitzer im Laufe der 
Revolution aus Ägypten geflohen waren, wird die 
Produktion von den Arbeiter_innen selbst organi-
siert und fortgeführt“, erklärt Fischbach. Ihr Fazit: 
„Die Arbeiter_innenbewegung und der weitere Ver-
lauf der ägyptischen Revolution sind untrennbar 
miteinander verbunden. Sollte es den Arbeiter_innen 
nicht gelingen, ihre ökonomischen und sozialpoliti-
schen Ziele durchzusetzen, werden sich Millionen 
betrogen fühlen.“

Revolution im Jemen und in Syrien
Auch eines der ärmsten Länder der arabischen Welt 

geriet in den Sog der revolutionären Ereignisse. Der 
Nahostexperte Fritz Balke wies in seinem Vortrag 
über die Revolution im Jemen darauf hin, dass es wie 
in den anderen Ländern auch, die wirtschaftliche 
und soziale Krise, die Arbeitslosigkeit und die fast 
33-jährige Alleinherrschaft des Präsidenten Ali Ab-
dallah Saleh gewesen seien, die zum Aufstand der 
Menschen führten. Jemen habe jedoch seine Beson-
derheiten: So könne von einem konservativen Norden 
und einem ehemals sozialistisch orientierten Süden 
des Landes gesprochen werden. In den meisten Regi-
onen sei das Land noch heute eine Stammesgesell-
schaft: Schiiten im Norden und Sunniten im Süden. 
„Das ist auch ein Hintergrund der seit Jahren andau-
ernden bewaffneten Auseinandersetzungen und 
Bürgerkriege“, erklärt Balke. Aber auch die geostra-
tegische Lage am Horn von Afrika und dem Zugang 
zum Suez-Kanal sei bedeutungsvoll. 
Auch wenn Präsident Saleh ein fragiles Gleichge-
wicht zwischen Armee, Stämmen und politischen 
Parteien herstellte, scheuten sich die Menschen nicht, 
seinen Sturz zu verlangen: Als bekannt wurde, dass 
der Präsident Ali Abdallah Saleh sich durch eine 
Verfassungsänderung auf Lebenszeit wählen lassen 
wollte, strömten die Jemenit_innen auf die Straße. 
Seine Versuche, die friedlichen Demonstrationen mit 
Gewalt einzudämmen, fruchteten nicht. Als Saleh 
bei einem Granatenangriff auf den Präsidentenpa-
last verletzt wurde, flog er in Begleitung seiner Fami-
lie nach Saudi-Arabien, um sich behandeln zu lassen. 
Noch immer weigert er sich zurückzutreten.
Auf die Situation in Syrien geht die Islamwissen-
schaftlerin Daniela Glagla ein. Hier zeichne sich ein 
blutiger Protest ab, denn die syrischen Sicherheits-
kräfte gingen brutal gegen die Demonstrant_innen 
vor. Die ließen sich jedoch nicht abschrecken: Seit 
Monaten protestieren die Syrer_innen gegen die Re-
gierung unter Präsident Baschar al-Assad. „Die Be-
wegung richtet sich gegen Unfreiheit, Ungleichver-
teilung, schlechte Bildungsmöglichkeiten, Perspek-
tivlosigkeit auf dem Arbeitsmarkt und Korruption“, 
sagt Glagla. Mit brutaler Gewalt gingen die syri-
schen Sicherheitskräfte gegen die Opposition vor. 
Inzwischen seien Tausende vor der Gewalt auf der 
Flucht in die Türkei. 

Wirtschaftliche und politische Beziehungen der EU zu 
Nordafrika
Im zweiten Teil des Seminars geht es um die Rolle der 
EU als außenpolitischer Akteur in Bezug auf Nordaf-
rika. Besorgnis verbreitete sich im Westen, als An-
fang März auch Unruhen aus dem Osten Saudi-Ara-
biens gemeldet wurden: Man sah die Sicherheit der 
Ölversorgung, Ölpreise, Aktienkurse und Finanz-
märkte gefährdet. Bernard Schmid ging auf die Frei-
handelsabkommen der Europäischen Union mit Tu-
nesien, Marokko und Ägypten ein, die in den 1990er 
Jahren geschlossen wurden: „Innerhalb von zwölf 
Jahren sehen sie den vollständigen Abbau von Zoll-
schranken vor.“ Dies bedeute jedoch, „dass ganze 
Wirtschaftsbranchen und Produktionszweige in die-
sen Ländern durch die produktivere EU-Industrie“ 
vertrieben werden. Wider Erwarten nahm die Ar-
beitslosigkeit aber nicht zu, denn die EU siedelte 
spezielle Unternehmen an, die als „Zulieferer“ fun-
gieren. So produzieren die Tunesier_innen Autotep-
piche und Sitzbezüge. „Die Fahrzeugteile selbst 
werden in Spanien oder Osteuropa hergestellt, zu-
sammenmontiert werden die Autos in Frankreich 
oder Deutschland“, sagt Schmid.
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Christoph Marischka von der Informationsstelle Mi-
litarisierung macht darauf aufmerksam, dass bis 
2050 25 Prozent der in Europa verbrauchten Energie 
im Rahmen des „DESERTEC-Projektes“ aus Nord-
afrika importiert werden sollen. „Die dafür notwen-
digen Investitionen in dreistelliger Milliardenhöhe 
werden zwangsläufig über Jahrzehnte hinweg – not-
falls auch militärisch – abgesichert werden müssen.“ 
Die Demokratisierung stehe daher in Spannung zu 
den Stabilitätsvereinbarungen. Von daher habe die 
EU ein großes Interesse daran, mit den neuen Regie-
rungen zusammenzuarbeiten. 

Europäische Migrations- und Sicherheitspolitik
Aber nicht nur ökonomische Interessen stehen im 
Blickpunkt der EU. Seit den Protesten in Nordafrika 
werden die Menschen in Europa durch die Medien 
mit dem Bedrohungsszenario der Überflutung durch 
Flüchtlinge konfrontiert. Miriam Edding, Vorstands-
mitglied der Stiftung :do, berichtet über eine Recher-
che-Reise nach Tunesien. Die dort geführten Gesprä-
che hätten klar gezeigt, wie eng die Forderung nach 
sozialen und politischen Rechten mit der Forderung 
nach Bewegungsfreiheit verknüpft sei. „Statt des 
notwendigen Bruchs mit der alten EU-Strategie, au-
tokratische Despoten mit viel Geld zu Wachhunden 
der EU-Außengrenzen zu dressieren, ist zu beobach-
ten, dass die EU ihre Politik gegen Flüchtlinge noch 
verschärft“, so Edding und führt die Wiederaufnah-
me von Grenzkontrollen in Dänemark und die Krise 
des Schengen-Abkommens als Beispiel an. Auf den 
Versuch der Revolutionsbewegungen in Nordafrika, 
ihre Gesellschaften zu demokratisieren, reagiere die 
EU paradoxerweise mit einer Verschärfung des un-
demokratischen Grenzregimes und einem ausgewei-
teten Mandat für die Grenzschutzagentur Frontex. 
Seit Ausbruch des Krieges in Libyen und dem Ver-
such vieler Kriegsflüchtlinge, über das Mittelmeer 
nach Europa zu gelangen, sind bisher über 1.500 
Menschen ertrunken. In dem Flüchtlingslager 
Choucha an der Grenze zu Libyen sitzen 4000 Flücht-
linge – überwiegend aus den Bürgerkriegsländern 
Subsahara-Afrikas wie Somalia, Eritrea und dem 
Sudan – fest. „Die Menschen können weder vor noch 
zurück und brauchen dringend eine schnelle Auf-
nahme in Europa“, warnt Edding. Auch der UNHCR 
(United Nations High Commissioner for Refugees) 
hat Europa dringend gebeten, bis zu 15.000 Flücht-
linge aufzunehmen – bisher ohne Erfolg.
Anstatt zu helfen, bringt die EU die europäische 
Grenzschutzagentur Frontex in Stellung. Lorenz 
Krämer, innenpolitischer Referent von Cornelia 
Ernst (MEP), ging auf Probleme der umstrittenen 
„Agentur“ ein: „Migration wird grundsätzlich als 
Bedrohung gesehen: für innere Sicherheit, öffentliche 
Gesundheit usw.“ Außerdem gebe es kaum öffentli-
che oder parlamentarische Kontrollmöglichkeiten. 
„Das Europäische Parlament kann die Kommission 
befragen, mehr nicht“, erklärt Krämer. Strittig sei 
auch die Zuständigkeit für den Schutz von Grund-
rechten: „Frontex schiebt die Verantwortung auf den 
Rat, der wiederum hält die Kommission für zustän-
dig.“ Auch Regelungen für legale Einreisen seien bis 
heute nicht festgesetzt. „Ebenso wenig gibt es 
brauchbare Regelungen für den gemeinsamen Um-
gang mit Asylsuchenden.“ 
Im Mittelpunkt des dritten Teils stehen die europäi-
sche Sicherheitspolitik und der Krieg in Libyen. Der 
Jurist Jonas Bens erklärte zunächst den rechtlichen 
Rahmen mit Blick auf UNO, NATO, WEU, OSZE und 

Europarat. So genehmigte der UN-Sicherheitsrat 
Luftangriffe gegen die Gaddafi-Truppen in Libyen 
mit der Resolution 1973 (vom 17. März 2011), die den 
Schutz der Zivilbevölkerung hervorhebe, aber auch 
Waffenlieferungen untersage. Auch die NATO hat 
sich offiziell bereit erklärt, an dem Einsatz teilzu-
nehmen. 

Krieg in Libyen
Das Verhalten der EU im Libyen-Krieg analysiert 
Erhard Crome, Spezialist für Friedens- und Sicher-
heitspolitik der Rosa Luxemburg Stiftung. Er stellte 
die These auf, dass die angreifenden Mächte USA, 
England, Kanada und Frankreich nicht auf den 
Schutz der libyschen Zivilbevölkerungen abzielen, 
sondern auf den Wechsel des politischen Systems in 
Libyen. Es sei jetzt der dritte Krieg des Westens seit 
2001 in der muslimischen Welt nach dem Afghanis-
tan- und dem Irakkrieg. Obwohl Libyen zu den 
reichsten Ländern Afrikas gehöre und die Bevölke-
rung unter Gaddafi von 1,9 (1970) auf 6 Millionen 
(heute) Einwohner angewachsen sei, forderten die 
Menschen in Massenprotesten den Rücktritt des Prä-
sidenten. „Die Gründe: Das Land ist der achtgrößte 
Ölproduzent der Welt und hat hohe Einkünfte aus der 
Erdöl- und Erdgasförderung, im Grunde gibt es je-
doch keine inländische Industrie“, erklärt Crome. 
Etwa 28 Prozent der Bevölkerung seien zwischen 15 
und 24 Jahre alt, 30 Prozent von ihnen arbeitslos. 
Hinzu käme, dass das innenpolitische System, das 
über 24 Jahre geschaffen wurde, autoritär sei. „Die 
Opposition wurde rigide unterdrückt, die Medien 
von der Regierung kontrolliert.“
„Die, die den Krieg führen sind die Verlierer der 
Weltwirtschaftskrise“, weist Crome hin. Deutsch-
land stehe auf der Seite der Gewinner, egal wie der 
Krieg ausgehe. Von Interesse seien nicht die Men-
schen, sondern ökonomische und geostrategische 
Gesichtspunkte. Die USA und die EU „suchen zu-
mindest auf der politisch-diplomatischen und sym-
bolischen sowie militärischen Ebene den Schulter-
schluss, wenn es um die Konkurrenz mit China, 
Russland und anderen Staaten geht“. 

Gemeinsames Handeln von NGOs und Aktivist_innen
Zum Schluss des Seminars stellt Miriam Edding von 
der Stiftung :do die Frage: „Was können wir nun 
tun?“ Sie betont die Wichtigkeit von internationaler 
Zusammenarbeit, um den globalen Herausforderun-
gen auch gemeinsam zu begegnen. Die Protestbewe-
gung von Spaniens Puerta del Sol bezieht sich auf die 
Besetzung des Tahir-Platzes in Kairo, und die in Tu-
nesien entstandene Parole „Degage!“ – „Hau ab!“ 
wird inzwischen von Jemen bis Syrien gerufen. Sie 
stellt dar, dass den Menschen vor Ort persönlicher 
Austausch und Kontakte sehr wichtig seien. Finanzi-
elle Hilfen finden viele Menschen in Tunesien proble-
matisch. Sie wollen nicht in den Verdacht geraten, 
„sich vom Westen kaufen zu lassen“, und bestehen auf 
der Rückgabe des Vermögens von Ben Ali, um sich 
nicht durch neue Kredite wieder in Abhängigkeit 
vom Westen zu begeben. Als ein Beispiel für funktio-
nierende europäische und afrikanische Vernetzung 
hob sie das transnationale migrationspolitische Netz-
werk „Migreurop“ hervor, das sich aus 42 Mitglieds-
gruppen sowie Einzelpersonen zusammensetzt. Bir-
git Daiber, Leiterin der Rosa Luxemburg Stiftung in 
Brüssel, weist schließlich darauf hin, dass es wichtig 
wäre, das Thema Nordafrika in den Kreisverbänden, 
Organisationen und Parteien zu behandeln.�  
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Die Revolution in Ägypten – Akteure und  
Herausforderungen	 Von Dr. Stefanie Fischbach

Eine Facebook-Revolution?

Die Behauptung, bei der ägyptischen Revolution 
handele es sich um eine „Facebook-“ oder „Twitter-
Revolution“, verschleiert ihren Charakter, aber auch 
die Tatsache, dass die oppositionellen Gruppen nicht 
in all ihren Teilen und auch nicht von Anfang an 
über die sozialen Medien vernetzt waren. Twitter 
und Facebook waren ab einem gewissen Zeitpunkt 
sicherlich ein zusätzliches und unterstützendes Ins-
trument für die dezentral organisierte Opposition, 
aber sie nahmen den Gang zur Straße und die Kon-
frontation mit den Sicherheitskräften nicht ab. Die 
Revolution war erfolgreich, weil die oppositionellen 
Gruppen in der Lage waren, Millionen von Men-
schen zu mobilisieren, die bereit waren, ihren Pro-
test in konkrete Aktionen umzusetzen. Nicht die 
sozialen Medien, sondern die vielen Menschen, die 
mit Energie und Beharrlichkeit den Sicherheitskräf-
ten die Stirn geboten und auch ihr Leben eingesetzt 
haben, haben Mubarak zu Fall gebracht. 
Wichtige Auslöser für das Entstehen der ägypti-
schen Opposition lagen zunächst außerhalb Ägyp-
tens und vor dem Entstehen der sozialen Medien. In 
der Folge der zweiten Intifada und des Krieges gegen 
den Irak gründeten KriegsgegnerInnen und Palästi-
naaktivistInnen das Popular Committe for the Sup-
port of the Palestinian Intifada und die Kifaya-Be-
wegung. Beide Organisationen haben verschiedene 
politische Strömungen von SozialistInnen über Na-
tionalistInnen und Liberale bis zu radikalen Musli-
mInnen zusammengebracht und als Anziehungs-
punkt für den wachsenden Unmut über Mubarak 
gewirkt. In den letzten Jahren kamen Jugendorgani-
sationen hinzu, die wie die älteren Organisationen 
verschiedene politische Strömungen vereinten, au-
ßerhalb der formalen Institutionen agierten und 
durch dezentrale Strukturen eine hohe politische 
und organisatorische Flexibilität aufwiesen. Zu die-
sen Gruppen zählen die Bewegung 6. April und die 
Gruppe Wir sind alle Khaled Said, die gerade mit 
ihren niederschwelligen Protestformen neue, bis da-
to unpolitisierte Menschen anzogen, die bis vor kur-
zem auch nicht zu Konfrontationen mit den Sicher-
heitskräften bereit waren. 
Nährboden für diese wachsende Delegitimierung 
des Mubarak-Regimes und die Mobilisierung einer 
Oppositionsbewegung war die angesammelte Wut, 
verursacht durch tägliche Übergriffe und Schikane 
der Polizei und Sicherheitskräfte, Jugendarbeitslo-
sigkeit auch bei hochqualifizierten Arbeitskräften, 
endemische Armut und den Ausverkauf der gesell-
schaftlichen Reichtümer zugunsten einer kleinen 
Gruppe der Superreichen, zusammengehalten von 
einem Staat, dessen politische Vision sich lediglich 
auf mehr Sicherheit und mehr Unterdrückung be-
schränkte.

Die Arbeiterbewegung ist ein wesentlicher Akteur der 
ägyptischen Revolution
Die Arbeiterbewegung ist die oppositionelle Kraft in 
Ägypten, die übrigens kaum Zugang zu modernen 
Informations- und Kommunikationstechnologien 
und damit zu den sozialen Medien hat, die aber spä-
testens ab dem Jahre 2006 als relevanter Akteur und 

Hort regimekritischer Opposition auftritt und wäh-
rend der Revolution eine entscheidende Rolle spielte. 
Als eine überwältigende Anzahl von Arbeiterinnen 
und Arbeitern in privaten und öffentlichen Betrie-
ben am 7. Februar dem Streikaufruf der unabhängi-
gen Arbeiterbewegung Folge leistete, war das Ende 
des Regimes besiegelt. 
Tatsächlich gibt es in Ägypten eine sehr streiker-
probte unabhängige Arbeiterbewegung. Insbeson-
dere die nördlich von Kairo im Nildelta gelegenene 
Stadt Mahalla ist in den letzten Jahren zum Symbol 
des wachsenden Widerstandes und Kampfes für bes-
sere Lebens- und Arbeitsbedingungen geworden. In 
der Retrospektive wird Mahalla zum Geburtsort 
und der Streik der TextilarbeiterInnen im Jahr 2006 
zur Geburtsstunde der ägyptischen Revolution. Im 
Jahr 2006 setzten die TextilarbeiterInnen der Fabrik 
Misr Spinning and Weaving Company in einem drei-
tägigen Streik ihre Forderung nach Auszahlung 
versprochener, aber zurückgehaltenen Boni durch 
und lösten damit eine Lawine von Streiks in ganz 
Ägypten aus, die auch Beschäftigte außerhalb der 
klassischen Arbeiterschicht mit sich riss.1 Ein weite-
rer Höhepunkt ist der April 2008, und wieder ist 
Mahalla das Zentrum des Aufstandes. Zwar kam ein 
angekündigter Streik der TextilarbeiterInnen auf-
grund der starken Präsenz von Sicherheitskräften in 
der Fabrik nicht zustande, aber nach dem Schicht-
wechsel begannen ArbeiterInnen am 6. April einen 
Protestmarsch durch die Stadt und auch am darauf-
folgenden Tag fanden sich mehrere Tausend zu den 
Protesten ein. Das Regime reagierte mit Repressio-
nen. In den zwei Tagen wurden sechs Menschen ge-
tötet, hundert verletzt und 200 verhaftet.2 Die Ju-
gendbewegung „6. April“ beruft sich auf dieses Er-
eignis.
Beschränkten sich die Proteste der verschiedenen 
politischen Gruppierungen bis vor kurzem auf weni-
ge hundert Teilnehmer, waren die unabhängigen 
Arbeiteraktivistinnen und Arbeiteraktivisten in der 
Lage, durch ihre Arbeit an der Basis manchmal 
Zehntausende zu mobilisieren. Zudem gelang es, 
diese Bewegung noch vor der Revolution zunehmend 
zu institutionalisieren. Im Anschluss an die Streiks 
von 2006 wurden in den folgenden Jahren vier unab-
hängige Gewerkschaftsorganisationen gegründet. 

Frauen haben die Revolution maßgeblich  
vorangetrieben
In den westlichen Medien wird häufig ein Bild von 
arabischen Frauen verbreitet, das sie als unter-
drückte Opfer darstellt, die nicht in der Lage sind, 
für ihre eigene Rechte einzustehen. Die Geschichte 
der ägyptischen Revolution lehrt uns ein besseres. 
Frauen in Ägypten und auch in anderen arabischen 
Ländern sind Teil des täglichen Widerstandes und 
Kampfes gegen Ausbeutung und Unterdrückung. 
Frauen spielen eine entscheidende Rolle in den sozi-
alen Kämpfen und stehen bei vielen Auseinander-
setzungen nicht nur an vorderster Front, sondern sie 
haben sie auch maßgeblich vorangetrieben. Der 
Streik in Mahalla im Jahr 2006 ist nur ein Beispiel 
für die zentrale Rolle der Frauen: Es waren Frauen, 
genauer gesagt 3.000 Frauen, die in der Textilfabrik 
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in Mahalla als erstes ihre Arbeit niederlegten, die 
gesamten Produktionsanlagen stürmten und mit 
ihren Rufen „Hier sind die Frauen, wo sind die Män-
ner?“ ihre männlichen Kollegen dazu brachten, sich 
ihrem Protest anzuschließen. 
Frauen haben auch auf dem Tahrir-Platz eine be-
deutende Rolle gespielt. Frauen berichten mit Be-
geisterung davon, dass auf dem Tahrir-Platz keine 
Unterschiede zwischen ihnen und den Männern ge-
macht wurden und es nicht zu den sonst üblichen 
sexuellen Übergriffen kam. Die Überwindung der 
Vereinzelung hat den Grundstein für einen respekt-
vollen und solidarischen Umgang miteinander ge-
legt. Für viele wurden die Tage auf dem Tahrir-
Platz zu einem Modell einer zukünftigen ägypti-
schen Gesellschaft.
Zu Recht sprechen KommentatorInnen von einem 
historischen Moment und dem Beginn einer Zeiten-
wende in der Region. Der Sturz des Mubarak-Regi-
mes hat einen neuen Freiraum geschaffen, und die-
ser wird auch genutzt. Die Bevölkerung ist zu einem 
selbstbewussten politischen Akteur geworden. Par-
teien und unabhängige Gewerkschaften werden ge-
gründet, in den Cafes und Bars wird diskutiert, und 
AktivistInnen kritisieren in den Medien die neue 
Militärregierung. Alles war vor einigen Monaten 
noch undenkbar. In Ägypten herrscht ein neuer 
Geist, aber wie auch die aktuellen Auseinanderset-
zungen zeigen, begegnen den revolutionären Kräf-
ten nach dem Sturz zahlreiche Herausforderungen. 
Die Revolution steht erst an ihrem Anfang.

Die Stärke der ägyptischen Revolution ist ihre heutige 
Schwäche
Die politische Strömungen und Klassen übergrei-
fende Mobilisierung und die dezentrale Organisati-
on der Opposition war eine wesentliche Stärke der 
Revolution. Die Gestaltungsanforderungen nach der 
Revolution führen jedoch zum organisatorischen 
und politischen Auseinanderfallen dieser Bewe-
gung. Die notwendige Institutionalisierung der Op-
position verdeutlicht die mangelnde politische Ko-
härenz dieser Netzwerke. Die Folge ist eine Zersplit-
terung in eine Vielzahl an verschiedenen Parteien. 
Der gemeinsame Kampf um Würde weicht einer 
Differenzierung entlang ideologischer Linien. Die 
Folge dieser unübersichtlichen Übergangsphase ist 
ein politisches Vakuum, in dem die alten Netzwerke 
nicht mehr funktionieren, aber neue Strukturen 
noch nicht konstituiert sind. 
Damit zusammenhängend stellt sich die Frage, 
durch welche politische Organisationen und Partei-
en gerade die Arbeiterbewegung repräsentiert wer-
den könnte. Ohne die Konstituierung und Massen-
wirksamkeit von progressiven Kräften ist die Wahr-
scheinlichkeit groß, dass die etablierten Kräfte an 
der Macht bleiben. Neben dem neugegründeten 
Dachverband Egyptian Federation of Independent 
Trade Unions (EFITU) gibt es inzwischen einige 
Parteien, die den Anspruch erheben, die Arbeiter-
klasse zu vertreten. Hoffnungsvoll stimmt deren 
Vorhaben für die kommenden Wahlen ein Bündnis 
zu schließen. Offen bleibt jedoch, ob diese Parteien 
in der Lage sind, in der kurzen Zeit, die bis zu den 
Wahlen bleibt, effiziente Organisationsstrukturen 
aufzubauen und in die Masse der Arbeiterinnen und 
Arbeitern zu wirken. Die Bereitschaft, für bessere 
Lebens- und Arbeitsbedingungen zu kämpfen, führt 
schließlich nicht zwangsläufig zur Offenheit gegen-
über einer sozialistischen Agenda.

 
Die Konterrevolution ist in Bewegung

Die Aktivitäten des Militärrats zeichnen sich aus 
durch Langsamkeit, wo Eile, und durch Eile, wo 
Behutsamkeit angebracht wäre. Trotz der Äuße-
rungen des Militärrats, die Forderungen der revolu-
tionären Kräfte als legitim anzuerkennen und die 
Demokratisierung lediglich übergangsweise zu be-
gleiten, sind von den Forderungen der revolutionä-
ren Kräfte bisher nur wenige sehr langsam und nur 
teilweise umgesetzt worden. Dies ist keineswegs ein 
Übergangsproblem, sondern politische Strategie 
des Militärrats, der auf die personelle und instituti-
onelle Kontinuität der alten Mächte und wenig sub-
stantiellen Wandel abzielt. Das schnelle Anberau-
men der Parlamentswahlen setzt dagegen die neuen 
politischen Kräfte erheblich unter Druck, sich in-
nerhalb kürzester Zeit zu etablieren, und begüns-
tigt die alten, mit dem Mubarak-Regime verflochte-
nen politischen Kräfte. Das durchgepeitschte Ver-
fassungsreferendum beinhaltet lediglich kosmeti-
sche Korrekturen. Von den Änderungen des Wahl-
rechts profitieren die alten, etablierten Parteien aus 
der Mubarak-Ära.3 Hinzu kommen Aktivitäten des 
Militärrats, die als offene Angriffe gegen die revo-
lutionären Kräfte und hier insbesondere gegen die 
Arbeiterbewegung gewertet werden können. Die 
Übergriffe gegen Demonstranten und die Gänge-
lung und Verhaftung von Aktivisten und Aktivis-
tinnen4 haben systematischen Charakter und ver-
deutlicht die Kontinuität der Methoden des alten 
Regimes. Dies hat sich auch wieder am 28. und 29. 
Juni gezeigt, als die Feierlichkeiten zu Ehren der 
während der Revolution getöteten DemonstrantIn-
nen in gewaltsamen Auseinandersetzungen mit Si-
cherheitskräften endeten. Das neue Parteiengesetz 
droht Parteien, die die Vertretung von ArbeiterIn-
neninteressen zum Ziel haben, von einer Teilnahme 
an den Parlamentswahlen auszuschließen. Schließ-
lich hat der Militärrat seinem Ruf nach Stabilität 
durch die Verabschiedung eines Erlasses Nach-
druck verliehen mit dem Proteste kriminalisiert 
werden, die die Arbeit in öffentlichen und privaten 
Einrichtungen behindern. Das ausgesuchte Interes-
se des Militärrats an der Einstellung jeglicher Ar-
beiterproteste ist auch in seiner ökonomischen 
Rolle zu suchen. Das Militär ist heute einer der be-
deutendsten Wirtschaftsakteure in Ägypten. Bis-
her wird dieser Erlass allerdings nicht in der Breite 
angewandt. Das Zögern ist wohl darauf zurückzu-
führen, dass die ArbeiterInnen durch ihre anhal-
tende Mobilisierung Fakten geschaffen haben und 
der Militärrat sowohl international als auch natio-
nal negative Reaktionen befürchtet. 

Keine Wende in der Wirtschaftspolitik
Der Arbeiterbewegung und den linken Kräften ste-
hen mit ihrem sozial- und wirtschaftspolitischen 
Programm schwere Zeiten bevor. Die unabhängi-
gen Gewerkschaften fordern mehr soziale Gerech-
tigkeit, die Einführung eines sozialen Sicherungs-
systems, die Verbesserung der rechtlichen Absiche-
rung von Arbeitsverträgen, die Etablierung kollek-
tiver Rechte und die Beendigung der neoliberalen 
Ära.5

Seitens des Militärrats gibt es kleinere Konzessio-
nen, insgesamt kann diese Entwicklung jedoch als 
unzureichend bezeichnet werden. Auch der Mili-
tärrat hat sich auf die Fortführung des Prinzips der 
„freien Marktwirtschaft“ verpflichtet, und der 
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Druck der westlichen Staaten, Mubaraks Wirt-
schaftspolitik (und Außenpolitik) fortzuführen, ist 
hoch. Die angebotenen Kredite geben zwar Spiel-
raum, um auf einige der Forderungen der Demo-
kratiebewegung eingehen zu können, wurden je-
doch mit dem Versprechen eingekauft, keine 
grundsätzlichen Änderungen an dem ökonomi-
schen Pfad vorzunehmen. Die kürzlich erfolgte 
Ablehnung der IWF-Kredite mit der Begründung, 
die daran geknüpften Bedingungen seien mit den 
Zielen der Revolution nicht kompatibel, ist in die-
sem Zusammenhang überraschend.
Allerdings geht dieser Schritt bisher nicht mit einer 
Revision der Wirtschaftspolitik der Mubarak-Ära 
einher. Die Beendigung der vorteilhaften Steuerpo-
litik für Unternehmen wäre ein guter Anfang, um 
neue Spielräume für eine gerechtere Sozialpolitik 
schaffen.

Ein kurzer Ausblick
Die Durchsetzung der ökonomischen und sozialen 
Forderungen der Arbeiterbewegung und der linken 
Kräfte wird entscheidend für den Erfolg der ägypti-
schen Revolution sein. Sollte es ihnen nicht gelingen, 
im Zuge des demokratischen Transformationspro-
zesses zugleich ihre ökonomischen und sozialpoliti-
schen Ziele durchzusetzen, werden sich Millionen 
betrogen fühlen. Der Ausgang ist keineswegs klar. 
Entscheidend wird in den nächsten Monaten sicher-
lich sein, ob die Bewegung dazu in der Lage ist, den 
Druck aufrechtzuerhalten, um die Tentakel des alten 
Regimes endgültig abzuschütteln und dauerhafte 
Strukturen zu etablieren, die die verschiedenen fort-
schrittlichen Kräfte bündeln. Viele vertrauen auf 
das neugewonnene politische Bewusstsein der Ägyp-
ter und hoffen, dass sich diese nicht mehr mit halben 
Reformen zufrieden geben werden. 

1	 El-Hamalawy, Hossam (2008): Resistance in Egypt, Marxism Conference, London, http://www.youtube.com/
watch?v=EfFOne18yzk. 

2	 International Trade Union Conference (2009): Annual Survey of Trade Union Rights, Egypt, http://survey09.ituc-csi.org/
survey.php?IDContinent=1&IDCountry=EGY&Lang=EN

3	 Electoral amendments may benefit Mubarak-era players, Al-Masry Al-Youm, englische Ausgabe, 21.7.2011, htttp://www.al-
masryalyoum.com/en/node/479334.

4	 ‚Virginity test‘ victim lodges official complaint with military, Al-Masry Al-Youm, englische Ausgabe, 30.6.2011, http://www.
almasryalyoum.com/en/node/473319

5	 Center for Trade Union and Workers’ Services: Message from the Egyptian Workers to all the Egyptian Democratic Powers, 
2.3.2011, http://ctuws.com/Default.aspx?item=840.

Quo vadis Jemen?		 Von Dr. Fritz Balke 

Seit Monaten hat die arabische Revolte auch den Sü-
den der Arabischen Halbinsel erreicht. „Gestern Tu-
nesien, heute Ägypten, morgen Jemen“, lautet der 
Slogan der Aufständischen.
Die Gründe für das Aufbegehren sind die gleichen 
wie in den anderen arabischen Ländern: ein verknö-
chertes System (Präsident Ali Abdallah Saleh hält 
sich seit nunmehr 33 Jahren an der Macht), Korrupti-
on, Vetternwirtschaft und mangelnde demokratische 
Kontrolle. Das Fass zum Überlaufen brachte die Ab-
sicht des Präsidenten, sich auf Lebenszeit wählen zu 
lassen. Studenten, junge Intellektuelle und Journa-
listen riefen zu friedlichem Widerstand auf. Das Re-
gime zog es vor, den Protesten mit Gewalt zu begeg-
nen. Nachdem am 18. März mehr als 50 Demonstran-
ten erschossen worden waren, schlossen sich den 
Protestierenden zahlreiche weitere Bürger an. Es 
entstand eine Massenbewegung, die das Land in sei-
ner bewegten Geschichte bisher nicht gekannt hat.
Jemen ist das wohl ärmste arabische Land. Die be-
scheidenen Ölvorkommen werden in den nächsten 
Jahren versiegen. Der Wassermangel, aber vor allem 
die schwierige Versorgungslage mit Strom, Treibstoff 
und Gas nimmt inzwischen katastrophale Ausmaße 
an. Die Probleme werden zudem von Besonderheiten 
des Landes überlagert: Noch vor 50 Jahren total von 
der Außenwelt isoliert, hat Jemen inzwischen einen 
gewaltigen Sprung gemacht – Fernsehen, Internet 
und Facebook haben Einzug gehalten und vielfältige 
Kontakte zur Umwelt ermöglicht. Zugleich ist aber 
Jemen noch in weiten Teilen eine Stammesgesell-
schaft: Keine Regierung kann ohne das Wohlwollen 
der wichtigsten Stämme agieren. Die Zentralmacht 
ist in den schwer zugänglichen Bergregionen, die – 
vergleichbar mit Afghanistan – militärisch nicht zu 
beherrschen sind, nur bedingt präsent. Traditionell 

werden in diesem traditionell instabilen Land politi-
sche Konflikte mit Waffengewalt ausgetragen; es 
kommt zu Bürgerkriegen. Jemen gilt als das Land 
mit der größten Dichte an Feuerwaffen pro Einwoh-
ner in der Welt. Auch in religiöser Hinsicht ist die 
Gesellschaft zwischen Schiiten (Zaiditen in den 
nördlichen Bergregionen) und Sunniten (Schafeiten 
an der Küste und im Süden) gespalten.
Hinzu kommt ein latenter Konflikt zwischen dem 
Norden und dem Süden des Landes, resultierend aus 
der unterschiedlichen politischen Entwicklung der 
beiden jemenitischen Staaten, die sich erst 1990 zu-
sammengeschlossen haben. Während der damalige 
Nordjemen eine eher konservative Rolle mit entwi-
ckelten Beziehungen zu westlichen Staaten spielte, 
lehnte sich der Südjemen eng an die Sowjetunion und 
die anderen sozialistischen Länder an und wurde von 
einer Sozialistischen Partei geführt, die sich in ihrem 
Programm auf den Marxismus-Leninismus berief. 
Die Vereinigung der ungleichen Brüder war nicht von 
Dauer: 1994 kam es zu einem weiteren Bürgerkrieg, 
den der weit größere Norden gewann – es war fak-
tisch eine „feindliche Übernahme“ mit allen negati-
ven Konsequenzen für die Bevölkerung des Südens. 
Die zentrale Rolle für das Regime spielen auch in Je-
men die Armee und die Sicherheitskräfte. Alle vier 
bisherigen Präsidenten, beginnend mit dem Sturz der 
Monarchie 1962, kamen durch das Militär an die 
Macht – und wurden von ihm auch wieder abgesetzt, 
zwei von ihnen sogar ermordet. Die Familie des heu-
tigen Präsidenten besetzt die wichtigsten Komman-
doposten. Ein Sohn ist Kommandeur der Elitetruppe 
„Republikanische Garde“, einige Neffen befehligen 
Truppenteile. 
Die Opposition ist sehr breit gefächert. Zu ihr gehört 
erstens die „Jugend der Revolution“, die den Stein ins 
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Rollen gebracht hat und von Teilen der städtischen 
Mittelschichten unterstützt wird. Zweitens ist es die 
parlamentarische Opposition, die in sich sehr hetero-
gen ist: zum einen die gemäßigt islamistische Re-
formpartei „Islah“ und zum anderen die Sozialisti-
sche Partei, die frühere Regierungspartei des Sü-
dens, die sich inzwischen einen sozial-demokrati-
schen Anstrich gibt und Mitglied der Sozialistischen 
Internationale ist. Drittens ist eine „Bewegung des 
Südens“ entstanden, die gegen die Benachteiligung 
dieses Landesteiles kämpft: Sie möchte die jemeniti-
sche Einheit auf eine neue, gerechte Grundlage stel-
len; einige ihrer Vertreter befürworten aber auch ei-
ne erneute Sezession. Viertens gehören der Oppositi-
on einflussreiche Stammesführer an, die vorrangig 
ihre eigenen Interessen und Privilegien gewahrt 
wissen wollen. Und fünftens handelt es sich um eini-
ge abtrünnige Armee-Offiziere unter General Sadek 
al-Ahmar, die gegen die Saleh-Familie aufbegehren. 
Bei dieser bunten Zusammensetzung der Opposition 
bleiben Widersprüche nicht aus. Während die radi-
kalen Jugendlichen den Sturz des Regimes und die 
Bestrafung aller Verantwortlichen fordern, zielen die 
Gemäßigten auf eine „Veränderung“ des Regimes, 
die Übertragung der Machtbefugnisse des Präsiden-
ten auf seinen Stellvertreter und die Bildung einer 
Regierung der nationalen Einheit unter Teilnahme 
der bisherigen Regierungspartei „Allgemeiner 
Volkskongress – AVK“.
Der Präsident setzt weiterhin auf die Loyalität der 
bewaffneten Kräfte, auf seine Getreuen im AVK und 
einige Stämme. Er kritisierte die parlamentarische 
Opposition, „die sich hauptsächlich aus Sozialisten 
und Islamisten zusammensetzt und die auf dem Rü-
cken der Protestbewegung der Jugend und mit 
schmutzigem Geld an die Macht zu kommen ver-
sucht“. Weibliche Teilnehmer an den Protestzügen 
beschuldigte er der „Vermischung mit den Männern“, 
was dem islamischen Gesetz widerspreche. Die Re-
aktion darauf kam prompt: Eine vieltausendköpfige 
Frauendemonstration in Sanaa – ein bisher einmali-
ges Ereignis in diesem konservativen Land – solidari-
sierte sich mit den Forderungen nach Rücktritt des 
Präsidenten.
Die Ereignisse im Jemen blieben nicht ohne 
Einfluss auf die arabischen Nachbarstaaten, 
die eine Ausbreitung der Volksbewegung auf 
ihren Machtbereich befürchten. Der Golf-Ko-
operationsrat GCC, dem alle Golfmonarchien 
angehören, sah sich auf Initiative Katars ver-
anlasst, die eskalierende jemenitische Krise 
mit einem eigenen Vermittlungsvorschlag 
einzudämmen. Nach dem vorgelegten Doku-
ment sollte Präsident Saleh seine Befugnisse 
seinem Stellvertreter übergeben und nach 30 
Tagen zurücktreten. Eine Regierung der nati-
onalen Einheit aus Vertretern des AVK und 
der Oppositionsparteien sollte gebildet und 
nach 60 Tagen dann ein neuer Präsident ge-
wählt werden. Im Gegenzug wurde dem Präsi-
denten und seinen Angehörigen Schutz vor 
juristischer Verfolgung zugesichert. Aus-
drücklich wurde das Bekenntnis zur Einheit 
und Stabilität des Jemen bekräftigt. 
AVK und Oppositionsparteien stimmten dem 
Vorschlag zu. Schließlich auch Saleh – und zog 
seine Zustimmung kurzfristig zurück. Damit 
war die Golf-Initiative vorläufig gescheitert. In 
der Hauptstadt kam es zu bewaffneten Ausei-
nandersetzungen von Stammeskriegern mit 

Armee-Einheiten. Bei einem Anschlag wurden der 
Präsident und mehrere hohe Würdenträger verletzt 
und zur Behandlung nach Saudi-Arabien ausgeflo-
gen. Die Opposition feierte dies als ersten Sieg und 
schwor, Salehs Rückkehr nach Sanaa zu verhindern.
An der konkreten Lage hat sich indes nichts geän-
dert. Die Patt-Situation dauert an. Es ist nicht auszu-
schließen, dass es zu einer Verständigung von Leuten 
des alten Regimes mit einigen Stämmen, Armeeoffi-
zieren und einigen rechten Oppositionsvertretern 
kommt und dass die friedliche Oppositionsbewegung 
um die Früchte ihres Engagements betrogen wird. 
Denn ein solcher Ausgang würde eine Gefahr für die 
demokratische Entwicklung bedeuten. Und auch das 
stockkonservative Saudi-Arabien ist zwar an einem 
stabilen Jemen an seiner Südgrenze, aber nicht unbe-
dingt an einem demokratischen Jemen interessiert. 

Geostrategische Interessen
Das auffällige Interesse des Westens am Jemen ergibt 
sich hauptsächlich aus der Tatsache, dass das Land 
eine einzigartige strategische Position besitzt: Durch 
die Meerenge Bab el-Mandeb verläuft die wichtigste 
Schifffahrtsroute zwischen dem Persischen Golf, 
Asien und Europa, gegenüber liegen das krisenge-
schüttelte Horn von Afrika und der „gescheiterte 
Staat“ Somalia, Flüchtlinge landen an, und Piraten 
agieren in der Nachbarschaft. So befürchtet man ei-
ne weitere Destabilisierung der Lage mit allen sich 
daraus ergebenden Konsequenzen. Von der Initiative 
der Golfstaaten verspricht man sich eine Auflösung 
der Patt-Situation, ohne sich selbst – angesichts des 
Umbruchs in der arabischen Welt und zahlreicher 
Konfliktherde in der Region – direkt engagieren zu 
müssen.
Für die USA war Präsident Saleh vor allem wichtig 
als enger Verbündeter im Kampf gegen den internati-
onalen Terrorismus. Saleh wiederum benutzte diese 
Tatsache als Druckmittel, um sich allseitige Unter-
stützung für seine Politik zu sichern. Die Berichte 
über Attacken US-amerikanischer Drohnen auf an-
genommene Terrorzellen von Al-Kaida – unter In-
kaufnahme von „Kollateralschäden“ – nach dem 
Beispiel Pakistans häufen sich. Dies allerdings hat 
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Die aktuelle Situation in Syrien 		  Von Daniela Glagla

 
Stabilitätswahrung und geopolitisches Umfeld 

Obwohl im Zentrum der Regionalkonflikte in Irak, 
Libanon und Israel, konnte Syrien bisher seine Stabi-
lität wahren, wobei die Kooperation mit Iran eine 
wichtige Rolle gespielt hat. Syrien hat aktiv in die 
Konflikte in Irak und Libanon eingegriffen, um Ein-
fluss zu gewinnen und zu sichern. In Irak war dies 
während des ersten Golfkriegs der Fall, als Syrien 
den Iran gegen den ebenfalls von der Baath-Partei 
regierten Irak unter Saddam Hussein unterstützte. 
Auch im zweiten Golfkrieg beteiligt sich Syrien nach 
dem Einmarsch irakischer Truppen in Kuwait mili-
tärisch an dessen Befreiung. Die Beziehungen zum 
östlichen Nachbarland wurden erst ab 1997 teilweise 
normalisiert, die 1980 abgebrochenen diplomatischen 
Beziehungen erst im November 2006 wieder aufge-
nommen. Außerdem hat sich Syrien lange als Schutz-
macht des kleinen Nachbarstaates Libanon verstan-
den. Nicht zuletzt an dem Autobombenanschlag auf 
den zurückgetretenen sunnitischen Ministerpräsi-
denten Rafiq Hariri im Februar 2005 sollen nach Be-
richten der VN-Untersuchungskommission höchste 
Regierungskreise Syriens beteiligt gewesen sein. 
Gegenüber Israel nimmt Syrien eine unversöhnliche 
Position ein, was die Regierung innenpolitisch stärkt. 
Während des Sechstagekriegs 1967 hat Israel die Go-
lanhöhen besetzt, da es von dort aus immer wieder zu 
syrischem Beschuss gekommen ist. Heute besteht le-
diglich ein Waffenstillstand, und Syrien erkennt den 
israelischen Staat nicht an. Der Abschluss eines Frie-
densvertrages und die völkerrechtliche Anerkennung 
sind an die Rückgabe der Golanhöhen geknüpft. Im 
Oktober 2003 flog die israelische Luftwaffe einen 
Angriff gegen ein vermutetes Terroristenausbil-

dungslager südlich von Damaskus, am 6. September 
2007 führten israelische Streitkräfte einen Luftan-
griff auf die Militäreinrichtung Al Kibar in Syrien 
durch.
Iran und Syrien sind seit der islamischen Revolution 
1979 engste Verbündete. und die enge Beziehung zu 
Syriens traditionellem Partner Ägypten endete im 
gleichen Jahr aufgrund von dessen Friedensschluss 
mit Israel. Da das Regierungssystem in Iran in der 
arabischen Welt oftmals als nachahmenswertes de-
mokratisches islamisches System wahrgenommen 
wurde, stärkte das Bündnis mit Iran die innenpoliti-
sche Position und vergrößerte den Einfluss in der 
Region. Dabei ist die Ähnlichkeit zu Iran nicht sehr 
groß. Zwar ist es der syrischen Regierung wichtig, 
sich auf den Islam zu berufen, doch die Scharia ist in 
der Gesetzgebung marginalisiert.1 Doch iranische 
Islamgelehrte lieferten die überlebensnotwendige 
Legitimation, indem sie klarstellten, dass die Alawi-
ten zur großen Familie der Schiiten zu zählen seien. 
Gemeinsam mit Iran unterstützte Syrien die Hisbol-
lah in Libanon und die Hamas in Palästina. Gleich-
zeitig ist jedoch die Innenpolitik durch die Unterdrü-
ckung der islamistischen Opposition gekennzeichnet 
und gipfelte bei dem von Muslimbrüdern initiierten 
Aufstand im Februar 1982 in der mittelsyrischen 
Stadt Hama. Doch auch unter Bashir al-Assad kam 
es im September 2001 erneut zu einer Inhaftierungs-
welle gegen bekannte Oppositionelle. Im Frühjahr 
2004 wurden hunderte syrischer Kurden verhaftet 
und getötet.
Dass die traditionell gute Beziehung zu Iran auch im 
Rahmen der Protestunterdrückung weiterhin eine 
wichtige Rolle spielt, zeigt sich daran, dass die EU am 
24.6. Sanktionen gegen iranische Sicherheitskräfte 

dem Ansehen des Präsidenten in den Augen vieler 
Jemeniten, denen jede äußere Einmischung von jeher 
zutiefst verhasst ist, zusätzlich geschadet. Nicht ver-
borgen blieb zudem, dass Saleh den „Antiterror-
kampf“ ohnehin nur halbherzig betrieb, dass ihm 
sogar zurückgekehrte Afghanistan-Kämpfer, die 
dort an der Seite der Taliban gestanden hatten, will-
kommen waren im Vorgehen gegen Aufständische 
und Sezessionisten.
Al-Kaida ist zweifellos im Jemen präsent und ver-
sucht, das gegenwärtige Machtvakuum zu nutzen. 
Gemeinhin wird aber ihr Einfluss überschätzt – sie 
ist für den Jemen nicht das akuteste sicherheitspoliti-
sche Problem. In der breiten Oppositionsbewegung 
der letzten Monate spielt sie keine Rolle. Die tragen-
den Kräfte dieser Bewegung sind Menschen, die Ge-
walt ablehnen und für Demokratie eintreten. Und in 
Gestalt der Islah gibt es ja bereits eine starke islamis-
tische Partei, die Teil der friedlichen Opposition ist. 
Es dürfte Al-Kaida daher schwer fallen, maßgeben-
den Einfluss in der Öffentlichkeit zu erlangen.
Unter dem Eindruck der Protestbewegung gewann 
auch in den USA die Einsicht Raum, dass das System 
in der bisherigen Form nicht gehalten werden kann: 
Will man die eigenen Positionen halten, muss auf den 
fahrenden Zug aufgesprungen werden. So kam das 
Weiße Haus im April nicht umhin zu erklären: „Prä-
sident Saleh muss den politischen Knoten mit der 
Opposition lösen, damit ein sinnvoller politischer 

Wandel in naher Zukunft und in geordneter und 
friedlicher Form stattfinden kann.“ Der US-Bot-
schafter in Sanaa entfaltete eine fieberhafte Tätig-
keit, mehrere Abgesandte der Administration ver-
handelten mit den Protagonisten. Die New York 
Times wusste zu berichten, dass durch Gespräche 
auch mit der Opposition die „Basis für fortgesetzte 
Operationen für den Fall, dass Salehs Regierung 
fällt», gelegt wird. Die strategischen Positionen in der 
Region sollen in jedem Fall gewahrt bleiben. „Am 
arabischen Golf legen die Amerikaner eine geheime 
Basis an – sie wollen autark agieren können, egal wer 
den Machtkampf im Land gewinnt“, liest man in 
Spiegel online (15.06.2011).
Wie der „jemenitische Knoten“ gelöst wird und wel-
chen Weg das Land künftig einschlagen wird, darü-
ber besteht angesichts der divergierenden Interessen 
der Beteiligten noch große Unklarheit. Wird es zu ei-
ner – wenn auch widersprüchlichen – demokratischen 
Entwicklung kommen oder gleitet das Land ab in 
Unregierbarkeit, einen weiteren Bürgerkrieg oder in 
eine erneute Spaltung? Alles hängt davon ab, wie sich 
das Kräfteverhältnis und der Druck von unten weiter 
entwickeln. Vom Propheten Mohammed ist der Aus-
spruch überliefert „Jemenitisch ist der Glaube, und 
aus dem Jemen kommt die Weisheit“. Es bleibt abzu-
warten, ob die Streitparteien bei all ihrer Vielfalt in 
der Lage sein werden, eine Lösung der komplizierten 
Probleme des Landes in diesem Sinne zu finden.�  
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verhängt hat – drei Befehlshaber der Revolutionsgar-
den, die Syrien beim Vorgehen gegen die Opposition 
unterstützt haben sollen. 

Eine Lawine hat Syrien erreicht
Die Protestbewegung in Tunesien und Ägypten hatte 
einen Lawineneffekt und lässt sich seit dem 15. März 
in Syrien nicht mehr aufhalten. Bereits im Februar 
verhafteten syrische Behörden politische Oppositio-
nelle, doch die Resonanz auf Protestaufrufe war ge-
ring. Am 15. März demonstrierten etwa 50 bis 200 
Personen in Damaskus, am 17. März im südsyrischen 
Dar’a, wo die Al-Omari-Moschee als Organisations-
basis für Demonstrationen dient. Es ist bemerkens-
wert, dass die Proteste sich ausgerechnet von einem 
Regierungsbezirk ausbreiteten, der traditionell als 
loyal galt und nicht etwa von den kurdischen Regio-
nen Qamishli oder Hassake, wo seit 2004 immer wie-
der gegen die Regierung demonstriert wurde, und 
auch nicht von Hama oder Aleppo, wo die Bewegung 
der Muslimbrüder stark ist. An den folgenden Tagen 
und besonders Freitagen wurden die Proteste in 
Dar’a, aber auch in Vororten von Damaskus stärker, 
und sie weiteten sich auf die Küstenstädte Baniyas 
und Lattaquia aus, obwohl die Bewegung brutal un-
terdrückt wird. Im Mai kommen die Proteste auch in 
Homs und Aleppo an. Noch immer gehen tagtäglich 
Tausende auf die Straße. Am 1. Juli sind allein in 
Hama über 200.000 Menschen auf der Straße gewe-
sen. Eine Auflehnung der syrischen BürgerInnen 
wurde jahrelang mit ähnlichen Mitteln unterdrückt 
wie in den Nachbarländern, so dass es zu einem La-
wineneffekt kommen konnte wie bei den Volksauf-
ständen in Osteuropa. Die Medien haben bei beiden 
Bewegungen eine vergleichbare Rolle gespielt.2 Erst 
im Jahr 2000 wurde von Bashir al-Assad die Benut-
zung des Internets erlaubt.

Verlust der Legitimität
Voraussetzung für die Aufstände in Syrien war der 
Legitimitätsverlust des autoritären Systems, der 
auch damit zusammenhängt, dass Syriens Verbünde-
ter Iran seine Legitimität durch die gewaltsame Un-
terdrückung der Proteste in Iran 2009 verloren hat 
und die Unterstützung der syrischen Regierung 
durch iranische Geistliche wertlos geworden ist. 
Bashir al-Assad galt zu Beginn seiner Regierungszeit 
als Hoffnungsträger. Der junge und moderne Präsi-
dent, der in London studiert und geheiratet hat und 
ursprünglich gar nicht als Präsident vorgesehen war, 
genoss Sympathien und erhielt einen Vertrauensvor-
schuss durch große Teile der Bevölkerung. 1994 kam 
Hafez al-Assads ältester Sohn Basil, der sein Nach-
folger werden sollte, bei einem Autounfall ums Le-
ben. Nach dem Tod Hafez al-Assads am 10. Juni 2000 
wurde am 10. Juli sein zweitjüngster Sohn Bashir 
nach einer Verfassungsänderung bezüglich des Min-
destalters eines Präsidenten zum nächsten Präsiden-
ten gewählt. Zunächst wirkte seine Politik vielver-
sprechend: So ließ er im November 2000 600 politi-
sche Gefangene frei. Doch sein Reformkurs wird vom 
alten Kader verhindert.3 

Gründe für die syrische Revolution
Die Protestbewegung in Syrien richtet sich gegen die 
Unfreiheit, Ungleichverteilung, schlechte Bildungs-
möglichkeiten, Perspektivlosigkeit auf dem Arbeits-
markt und Korruption. 
Das bisherige unsoziale System hat eine hohe Un-
gleichverteilung hervorgebracht. Beim Human Deve-

lopment Index 2010 ist Syrien auf Platz 114 gelistet, 
unter der Kategorie Medium Human Development 
mit einem Wert von 0,589 von 1,0, vor Marokko (117), 
aber hinter Ägypten (104), Algerien (86), Tunesien 
(83), Iran (72), Libyen (55), Bahrain (39).4 Besonders 
im Bereich Bildung hinkt Syrien hinterher (0,455), 
aber auch das Einkommen ist verhältnismäßig gering 
(0,519). Dagegen ist die gute Gesundheitsversorgung 
hervorzuheben, die sich an der relativ hohen Lebens-
erwartung von 74,6 Jahren zeigt, im Vergleich zu 
Ägypten, Marokko, Saudi-Arabien oder Jemen, wo 
die durchschnittliche Lebenserwartung bei 63,9 Jah-
ren liegt.
2008 fallen laut UNDP rund 30 Prozent der Syrer 
unter die so genannte obere Armutsschwelle. Höchs-
te Armutsraten sind in der ländlichen Bevölkerung, 
insbesondere im Nordosten, sowie in Vorstädten und 
informellen städtischen Siedlungsgebieten zu ver-
zeichnen. Durch mangelnde Beschäftigungsmöglich-
keiten ist die Situation sehr schwierig für die hohe 
Zahl an jährlich neu in den Arbeitsmarkt eintreten-
den Menschen. Das Bevölkerungswachstum seit den 
neunziger Jahren beträgt jährlich 2-3% – fast 40% 
der Bevölkerung sind jünger als 14 Jahre.5 Offizielle 
Statistiken gehen von rund 10 bis 15 Prozent Arbeits-
losen aus, inoffizielle gar von mindestens 20 Prozent. 
Die Arbeitslosigkeit ist unter jungen Frauen, die in 
die Erwerbstätigkeit eintreten wollen, am höchsten. 
Da Syrien Zufluchtsort für ca. 450.000 palästinensi-
sche und knapp 1 Million irakische Flüchtlinge ist, 
wird die Situation verschärft. Zudem muss Syrien 
etwa ab dem Jahr 2015 Öl importieren, was eine wei-
tere wirtschaftliche Schwächung bedeutet und für 
die riesige Zahl der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst eine Bedrohung ist.
Auf allen Ebenen hat sich das System als undemo-
kratisch und korrupt erwiesen. Der Ausnahmezu-
stand dauert seit 1963 an, Begründung ist der 
„Kriegszustand“ mit Israel. Der Herrschaftsan-
spruch der regierenden Baath-Partei ist in der Ver-
fassung festgeschrieben, öffentliche Kritik an der 
Regierung wird unterdrückt, es gibt viele Fälle von 
Folter und Misshandlungen von Gefangenen. Die 
Ansätze zur Entwicklung einer offenen Gesellschaft 
seit 2001 werden mit polizeistaatlichen Mitteln über-
wacht und unterdrückt. Zivilgesellschaftliches En-
gagement wird von den Sicherheitsdiensten streng 
kontrolliert. Beim Corruption Perceptions Index von 
2010 befindet sich Syrien auf Rang 127 von 178.6

Gewaltvolle Strategien der Protestniederschlagung
Bisher haben die Proteste gezeigt, dass das syrische 
Regime unter gesellschaftlichem Druck rigider wird, 
die Protestbewegung wird brutal niedergeschlagen.7 
Dabei nutzt Syrien die Techniken und Taktiken, mit 
denen das iranische Regime die Proteste im Iran 2009 
niederschlug:
– Gewalt und Repression: Die Demonstrationen wer-
den von syrischen Sicherheitskräften gewaltsam 
aufgelöst, die Regierung setzt Heckenschützen ein 
und stürmt die Moschee in Dar’a, bei Solidaritätsbe-
kundungen in Damaskus werden Menschen verhaf-
tet, Gouverneure von Städten die Protesthochburgen 
werden abgesetzt. 
– Überwachung: Speziell ausgebildete Sicherheits-
kräfte überwachen die sozialen Netzwerke Twitter 
und Facebook, was zu einer Verhaftungswelle von 
hunderten Syrern in den letzten Wochen geführt hat. 
– Falsche Berichte: Am 6. Juni sollen 120 Soldaten in 
der nordsyrischen Stadt Dschisr asch-Schughur ums 
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Leben gekommen sein, und der syrische Innenminis-
ter kündigte eine Militäroperation gegen die angeb-
lich existierenden bewaffneten Gruppen in der Stadt 
an, woraufhin tausende Menschen flüchten, zum Teil 
in die Türkei. 
– Vorgebliches Entgegenkommen und Nachgeben: 
Am 27. März Aufhebung des Notstandsgesetzes, 
während die Antiterrorgesetze in Kraft bleiben, am 
29. März 2011 Rücktritt des Ministerpräsidenten Mu-
hammad Nadschi al-Utri zusammen mit seinem Ka-
binett, mehrere Gouverneure werden abgesetzt, 
Kurden ohne türkischen Pass erhalten Recht auf Ar-
beit.
Diese Maßnahmen sind jedoch auch Zeichen dafür, 
dass das Regime in der Defensive ist, und Ansporn 
für weitere Proteste. 

Perspektiven für die Protestbewegung
Um eine Regierung der ArbeiterInnen, Armen und 
jungen Menschen und ein demokratisches, sozialisti-
sches System aufzubauen, wäre eine politische 
Organisierung notwendig, die bisher nur in Ansätzen 
vorhanden ist. Es besteht die Gefahr, dass die 
Protestbewegung in Syrien sich totlaufen könnte. Es 
gibt keine Organisation, mit der der Kampf gegen die 
Diktatur und für soziale und demokratische Rechte 
geführt werden könnte. Seit einiger Zeit entstehen in 
den meisten Städten Lokale Koordinationskomitees, 
doch deren Einfluss in den einzelnen Regionen ist 

schwer einzuschätzen. In Hama und Homs sind Akti-
vistInnen der verschiedensten religiösen und ethni-
schen Bevölkerungsteile vertreten, und das Komitee 
spielt eine zentrale Rolle bei der Protestorganisation. 
Diese Basisorganisationen könnten in der nächsten 
Zeit die entscheidenden Organisationsformen sein, 
um den Kampf gegen die Diktatur weiterzuentwi-
ckeln und zum Sieg zu führen.8 Sie können auch der 
Kern für eine neue revolutionäre Massenpartei sein, 
der es gelingt, den Kampf erfolgreich auszuführen. 
Trotz zahlreicher Streiks und regionaler General-
streiks in Hama oder Homs ist die ArbeiterInnen-
klasse noch nicht als solche aufgetreten. Ihr bewuss-
tes Eingreifen in den revolutionären Prozess mit sozi-
alistischen Forderungen wäre entscheidend für den 
Erfolg der Bewegung. Der offizielle syrische Ge-
werkschaftsverband ist dazu jedenfalls nicht in der 
Lage. Er organisiert überwiegend ArbeiterInnen aus 
der Öl- und Gasindustrie, von denen bekannt ist, dass 
sie sich in mehreren Fällen an Demonstrationen, et-
wa in Dair Az-Zour, einem Zentrum der Öl- und 
Gasindustrie, beteiligten. In den Stellungnahmen 
der Gewerkschaftsführung wurde von einer „auslän-
dischen Verschwörung“ gesprochen und dazu aufge-
rufen, auf Bashir al-Assad zu vertrauen. Auch wenn 
der Öl- und Gassektor an Bedeutung verloren hat, so 
hätten die ArbeiterInnen dieser Bereiche immer noch 
die ökonomische Macht, der Regierung einen ent-
scheidenden Schlag zu versetzen.9

1	 Vgl. Ende, Werner; Steinbach, Uwe (Hrsg.): Der Islam in der Gegenwart, Bonn 2005, S.510-516.

2	 Vgl. Antoszewski, Andrzej; Herbut, Ryszard: Demokracje Europy Srodkowo-Wschodniej w perspektywie porównawczej, 
Wrocław 1998.

3	 Perthes, Volker: Geheime Gärten – Die neue arabische Welt, Berlin 2002. 

4	  UNDP, 2010 HDI update: http://hdr.undp.org/en/media/Lets-Talk-HD-HDI_2010.pdf am 5.7.2011

5	 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: http://www.bmz.de/mobil/was_wir_machen/
laender_regionen/laenderueberblick/syrien.html

6	 Transparency International, Corruption Perceptions Index 2010: http://www.transparency.org/policy_research/surveys_in-
dices/cpi/2010/results am 5.7.2011

7	 Perthes, Volker: Druckwelle des Wandels, in: Der Spiegel, Geschichte – Arabien: Kalifen, Kriege und der Kampf um Frei-
heit, Nr.3/2011, S. 138-141.

 8	 Maier, Georg: Syrien – Hundert Tage Aufstand, in: sozialismus.info, Die Website der SAV - Sozialistische Alternative, http://
www.sozialismus.info/?sid=4324 am 6.7.2011

  9	 Ebd.

Tunesien: Soziale Dynamik & Strukturen in der Revolution 
Von Dr. Bernard Schmid

Anmerkung: Die Schreibweise Ben ’Ali ist Absicht, 
da sie näher an einer korrekten Transkription aus 
dem Arabischen liegt als die eingedeutschte Schreib-
weise (Ben Ali). Der Apostroph vor einem Vokal be-
deutet in der international üblichen Transkription 
einen bestimmten Vokal, der hinten in der Kehle 
ausgesprochen wird.

Der Funke des „Arabischen Frühlings“ 2011 ging 
von Tunesien aus. Dort floh der seit November 1987 
ununterbrochen regierende (und periodisch bei 
„Wahlen“ mit jeweils über 90 % der Stimmen amtlich 
bestätigte) Präsident Zine el-Abidine Ben ’Ali am 
Abend des 14. Januar d.  J. außer Landes. Seitdem lebt 
er im saudi-arabischen Djidda in einem vergoldeten 
Exil. 
Unmittelbarer Auslöser der Revolte, die Tunesien in 
diesem Ausmaß seit einem Generalstreik vom 26. und 

27. Januar 1978 und den „Brotpreisunruhen“ vom 27. 
Dezember 1983 bis 6. Januar 1984 nicht erlebt hatte 
– die letzte breite soziale Protestbewegung im Juni 
2008 erfasste vor allem das Phosphat-Bergbaubecken 
von Gafsa –, war der Selbstmord eines jungen Prekä-
ren. Am 17. Dezember 2010 übergoss sich der 26jähri-
ge Mohammed Bou’azizi in der 40.000 Einwohner/
innen zählenden zentraltunesischen Stadt Sidi Bou-
zid mit einer brennbaren Flüssigkeit, Terpentin, und 
zündete sich an. Voraus gingen zahlreiche Schikanen 
durch die örtliche Polizei. Beim letzten Mal hatte ei-
ne Polizistin dem jungen Mann, der Abitur hat, aber 
sein Leben durch „illegalen“ Gemüseverkauf auf 
dem Markt fristen musste, seine Waren abgenom-
men. Bou’azizi wollte sich auf dem Polizeipräsidium 
beschweren, wo man ihn zum Teufel schickte. Dar-
aufhin beging er vor den Türen des Gebäudes seine 
Verzweiflungstat. 
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Fünf Tage später, am Abend des 22. Dezember 2010, 
kam es in derselben Stadt zu einem neuen (weniger 
bekannt gewordenen) Drama: Der junge Arbeitslose 
Houcine Neji, 24 Jahre alt, kletterte auf einen Strom-
masten und stürzte sich vor den Augen einer Menge 
– die sich inzwischen unten versammelt hatte – in die 
30.000-Volt-Leitungen. Unter den Worten „Kein 
Elend mehr, keine Arbeitslosigkeit mehr“ stürzte er 
sich in den Tod. Am 26. Dezember stürzte der 34jäh-
rige Lotfi Guadri sich in fünf Kilometer Entfernung 
von Sidi Bouzid, in Gdera, absichtlich in einen Brun-
nen und ertrank. Anderthalb Wochen später, am 4. 
Januar 2011, starb Mohamed Bou’azizi in einem Spe-
zialkrankenhaus in Tunis an seinen Verletzungen. 
Doch Mohamed Bou’azizi war nicht allein das Opfer 
polizeilicher Schikanen. Er wurde auch zum Sinn-
bild einer „verlorenen Generation“, einer Jugend mit 
Schul- und oft Hochschul-Abschlüssen, aber ohne 
Chancen auf einen halbwegs erträglichen Job. 

Von der Revolte zur (demokratischen) Revolution
Schon wenige Stunden, nachdem Mohamed Bou’azizi 
in Flammen gestanden hatte, versammelten sich 
zahlreiche Elendsgenossen in Sidi Bouzid auf den 
Straßen und öffentlichen Plätzen. Ihr Protest schwoll 
schnell an, und in den darauffolgenden beiden Tagen 
gingen die Niederlassung der Staatspartei RCD (De-
mokratische Verfassungspartei), Autoreifen und ein 
Polizeiauto in Flammen auf. Polizisten wurden mit 
Steinen beworfen. Die sonst übliche bleierne Angst 
vor den „Sicherheitskräften“ wich der Wut. Die Be-
wegung breitete sich schnell aus. Am Wochenende 
des 25. und 26. Dezember 2010 erreichte sie die 
Hauptstadt Tunis, wo erste Demonstrationen statt-
fanden. Nochmals massiv verbreitert wurde sie ab 
dem 3. Januar 2011 durch das Ende der Schul- und 
Hochschulferien.
Das auslösende Element der Massenproteste, die in-
nerhalb der darauf folgenden anderthalb Wochen die 
Abdankung des Präsidenten Ben ’Ali erzwingen 
konnten – nachdem die polizeiliche Repression gegen 
die Demonstrationen insgesamt 230 Tote gefordert 
hatte –, war also klar eine soziale Revolte. Dennoch 
beschränkte sich die Bewegung nicht darauf. Viel-
mehr wurde der Protest, je schneller er wuchs, de 
facto zur klassenübergreifenden, demokratischen 
Massenbewegung, die endlich die bleierne Ruhe von 
23 Jahren polizeistaatlicher Diktatur und stickiger 
gesellschaftlicher Atmosphäre durchbrach. Eine we-
sentliche Rolle spielten dabei etwa auch die Anwäl-
tinnen und Anwälte. Als Anwalt oder Anwältin ge-
genüber einem Staat, dessen Strukturen notorisch 
korrupt waren, der sich selbst nicht an eine Rechts-
bindung hielt, der die eigenen Gesetze übertrat und 
vielfach Folter praktizierte, tätig zu sein – dies be-
deutete notwendig die Bereitschaft dazu, auch mit 
den Machthabern im Konflikt zu stehen. 

Die Rolle der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter- 
und Angestelltenschaft 
Ab der zweiten Januarwoche 2011 trat auch der Ge-
werkschafts-Dachverband UGTT (Union générale 
tunisienne du travail, Allgemeine tunesische Werk-
tätigen-Union) in die Protestbewegung ein. Einige 
seiner regionalen Strukturen und Branchenverbän-
de – entgegen anderslautenden Gerüchten jedoch 
nicht der Dachverband selbst – riefen für den 14. 
Januar 2011 die abhängig Beschäftigten zu einem 
Generalstreik auf. Just an jenem Tag floh Präsident 
Ben ’Ali, auf Drängen seiner engeren Umgebung hin, 

außer Landes.
An ihrer Spitze hatte die UGTT zwar bis dahin unter 
der Kontrolle des Staatsapparats gestanden. Verant-
wortlich dafür war eine Mischung aus Korruption, 
Ämterkauf, Repression gegen missliebige Mitglieder 
oder Gewerkschaftsfunktionäre sowie materiellen 
Vorteilen für „auf Linie“ befindliche Bürokraten. 
Eine große Anzahl ihrer Apparatschiks waren 
gleichzeitig Abgeordnete der Staatspartei RC. Doch 
mehrere ihrer Branchenverbände standen bis zuletzt 
deutlich oppositionell zum Regime. Beispielsweise 
die Branchengewerkschaft der Mediziner im öffent-
lichen Krankenhausdienst, der Lehrerinnen und 
Lehrer, der Beschäftigten im Post- und im Fernmel-
dewesen. Ebenso standen mehrere regionale Unter-
gliederungen der UGTT, so im Bergbaubecken von 
Gafsa, – Schauplatz der letzten größeren sozialen 
Massenrevolte von Januar bis Juni 2008 –, in Opposi-
tion zum Regime wie zur Bürokratie des eigenen 
Dachverbands. Dabei bildete sich in der letzten Pha-
se des Regimes aus der Verquickung des Gewerk-
schaftsmilieus mit den Milieus von Frauenrechtle-
rinnen, widerständigen Anwälten, linken Aktivisten 
... eine Art „Gegengesellschaft“ heraus. 
Auch und gerade nach dem Sturz Ben ’Alis fanden in 
Tunesien eine Reihe von Streikbewegungen statt. In 
der Anfangsphase forderten diese oft die Auswechs-
lung von als korrupt verschrienen, durch ihre enge 
Verbindung mit dem Ben ’Ali-Regime belasteten Di-
rektoren und Betriebsleitern. Was nicht mit dem 
Bestreben nach Aufbau eines sozialistischen Räte-
systems in den Unternehmen, wie manche Linke es 
auf die Situation projizierten, verwechselt werden 
darf. Im Vordergrund stand der demokratische As-
pekt, d.h. der Wunsch nach Auswechslung des Per-
sonals der alten Diktatur und nach Beendigung der 
Korruption.
Ende Januar 2011 beispielsweise „entließen“ die An-
gestellten der Versicherungsgesellschaft Star ihren 
Leiter, bei der Nationalen Landwirtschaftsbank 
wurde der Manager ebenfalls aus dem Amt vertrie-
ben. Und auch beim tunesischen Unternehmerver-
band, Utica, wurde der bisherige Vorsitzende Hedi 
Jilani durch Proteste verjagt. Im tunesischen Fern-
sehen übernahmen Gewerkschafterkomitees zum 
selben Zeitpunkt vorübergehend die Kontrolle über 
die Nachrichtensendung. 
Auch Monate später fanden weithin Aufsehen erre-
gende Streiks in Tunesien statt. Einer der wichtigs-
ten Streiks fand den ganzen Monat Mai und die erste 
Junihälfte 2011 über bei Tunisie Télécom statt. Seit 
einer Teilprivatisierung des Unternehmens im April 
2006 hatte dieses externe Berater und Manager – 
mehrheitlich Auslandstunesier – zu, im Vergleich mit 
den Löhnen des übrigen Personals, astronomischen 
Gehältern eingestellt. Eine Vereinbarung mit den 
Streikenden vom 16. Juni 2011 sieht nunmehr vor, 
dass 53 von 63 der besonders kritisierten Manager 
gefeuert werden. Bei einem der größten tunesischen 
Wirtschaftsunternehmen, Poulina Group Holding 
(PGH), konnten streikende Beschäftigte relativ 
stattliche Lohnerhöhungen durchsetzen. Hingegen 
scheiterten sie bei dem Versuch, die Entlassung eines 
als korrupt verschrienen und mit der Mafia Ben ’Alis 
in Verbindung stehenden Direktors einer Filiale zu 
erzwingen: Er wurde mit einer Aussperrung beant-
wortet, die Streikenden mussten an dem Punkt 
nachgeben. Dies deutet daraufhin, dass die Forde-
rung seitens der Lohnabhängigen, über die Abset-
zung eines (in diesem Falle besonders korrupten) 
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Direktors mit zu entscheiden, die „Entscheidungs-
träger“ ganz besonders störte – stärker als die erho-
benen Lohnforderungen.
Bei dem größten Exportunternehmen Tunesiens, 
dem im Chemiesektor tätigen Groupe chimique tuni-
sien (GTC), konnte die Einstellung von 3.500 jungen 
Arbeitslosen erzwungen werden. Zu diesem Zweck 
wurden neue Aufgabenbereiche in dem Unterneh-
men geschaffen, die sich künftig um die Entgiftung 
der Umwelt in Südtunesien – wo die Hinterlassen-
schaften des Phosphatbergbaus bislang in die Land-
schaft gekippt worden waren –, die Entseuchung von 
Oasen und Wiederaufforstung kümmern. Insofern 
war es der Protestbewegung zumindest gelungen, 
einen gewissen Einfluss auf die Investitionspolitik 
und die Ziele der wirtschaftlichen Aktivität zu neh-
men. Zwar noch nicht so weitgehend wie im Opti-
malfall einer sozialistischen Selbstverwaltung, den-
noch konnte ein Teil der Aktivität des Unternehmens 
in gesellschaftlich sinnvolle Bahnen gelenkt werden.
Insgesamt jedoch dominiert in Tunesien zur Jahres-
mitte 2011 eine durch breite Kreise pessimistisch 
bewertete wirtschaftliche Situation, und damit ein-
hergehend beginnt eine gewisse Resignation. Auch 
wenn man die wahlpolitische Ebene sicherlich nicht 
überbewerten darf – die Linke sollte die 
außerparlamentarische Ebene sicherlich höher 
bewerten –, so wird doch die ziemlich schleppend 
verlaufende Einschreibung der Stimmberechtigten 
auf die Wählerlisten für die ersten freien und 
pluralistischen Wahlen in Tunesien (die am 23. 
Oktober stattfinden sollen) auch als Indiz dafür be-
trachtet. In der dritten Augustwoche hatten 50 bis 55 
Prozent der Stimmberechtigten sich eingeschrieben. 
Der Hintergrund für die Ausbreitung wirtschaftli-
cher Befürchtungen: Während der Tourismus in 
Tunesien im ersten Halbjahr 2011 einen starken Ein-
bruch erlebt hatte, droht ein Teil der (einheimischen 
wie der internationalen) Bourgeoisie mit dem Abzug 
ihrer Investitionen ins Ausland und versucht die „zu 
viel streikende und zu viel protestierende“ Bevölke-
rung auf diesem Wege einzuschüchtern. Im ersten 
Semester 2011 erfuhr die tunesische Ökonomie eine 
Schrumpfung um -7,4 %.
Eine weitere Ebene der Selbstorganisierung, jenseits 
von betriebs- oder arbeitsbezogenen sozialen Kämp-
fen, war vor allem in der Anfangsphase der Revolu-
tion im Januar/Februar 2011 die Schaffung von 
Stadtteilgruppen. Diese Erscheinung, die auch in 
Ägypten beobachtet wurde, beruhte zunächst eben-
falls nicht auf dem politischen Willen zur Errichtung 
eines sozialistischen Rätesystems, sondern auf örtli-
chen Notwendigkeiten, die mit der Sicherheit der 
Bewohner/innen zusammenhingen. Im Zusammen-
hang mit den Umbrüchen gingen viele Polizisten der 
bisherigen Diktatur unter Ben ’Ali – darunter nicht 
wenige in Zivil arbeitende Mitglieder der 
molochartigen Nachrichtendienste, oder Angehörige 
von besonders repressiven Eliteneinheiten, die 
fürchteten, unter einem neuen Regime zu «belastet» 
für eine Karriere zu sein – zu blankem Terror über. 
In Vororten von Tunis wurde nächtlich wild um sich 
geschossen, um den Anschein von «Chaos und 
Anarchie» (nicht im Sinne der anarchistischen 
Utopie von herrschaftsfreier Gesellschaft, sondern 
des bürgerlichen Begriffs von „Unordnung“) zu er-
wecken. Dadurch sollte der Bevölkerung eingetrich-
tert werden, dass die Alternative laute: „das beste-
hende Regime oder das Chaos“. Allgemein sollte ein 
Unsicherheitsgefühl erweckt werden. Hinzu kam, 

dass zahllose Strafgefangene – rund 11.000 – wäh-
rend der Umbrüche aus den Haftanstalten fliehen 
konnte. Einige von ihnen nutzten die Gelegenheiten 
zu Diebstählen, um sich in der neugewonnenen 
Freiheit über Wasser zu halten. Vor diesem 
Hintergrund bildeten sich Nachbarschafts-räte, die 
beispielsweise als Conseils de quartier (Wohnvier-
tel-Räte) bezeichnet wurden. Selbige sollten sich um 
die Organisierung der Bewohner/innen zwecks Auf-
rechterhaltung der Sicherheit auch ohne Polizei, et-
wa durch gemeinsame Rundgänge oder erhöhte 
Wachsamkeit im Wohngebiet, kümmern. 
Die politische Natur dieser provisorischen Komitees 
war durchaus schillernd. Die tunesische Armee, die 
– ähnlich wie in einer allerersten Phase (vor der Ab-
dankung von Präsident Hosni Mubarak am 11. Feb-
ruar 2011 und dem Antritt einer Militärregierung, 
des SCAF – Supreme Council of armed forces) zu-
nächst auch die ägyptische Armee – die Revolution 
begleitete und anders als Polizei und Milizen nicht 
auf die Protestierenden schoss, genoss in weiten Tei-
len des Bevölkerung noch ein gewisses Vertrauen. 
An manchen Orten war sie es, die die Bevölkerung 
zur Bildung solcher Nachbarschaftsräte aufrief. An 
anderen Orten hingegen war deren Schaffung das 
Ergebnis eines spontan „von unten“ kommenden 
Prozesses. Auch die Zielsetzung unterschied sich 
zum Teil von Örtlichkeit zu Örtlichkeit: Mancher-
orts ging es den Bewohner-inne-n vor allem darum, 
zu zeigen, dass sie auch ohne die „Sicherheits“kräfte 
des autoritären Regimes auskämen. An anderen Or-
ten, etwa in wohlhabenderen Wohngegenden oder 
auch manchen Mittelklassevierteln, ging es dagegen 
eher um Schutz vor Plünderungen und die Abwehr 
von als Bedrohung wahrgenommenen Regungen der 
Armutsbevölkerungen. 
Auf überörtlicher Ebene kam es zunächst zu keinem 
Zusammenschluss dieser Nachbarschaftsräte, von 
denen einige auch über die Monate hinweg 
weitermachten und zum Teil auch zum Forum für 
politische Diskussionen wurden. In jüngerer Zeit 
kam es dagegen zu Zusammenschlüssen: Am 7. Au-
gust 2011 schlossen sich etwa die „Komitees und 
Räte für den Schutz der Revolution im Großraum 
Tunis“ (conseils et comités de protection de la révo-
lution du Grand Tunis) auf einem gemeinsamen 
Treffen in El-Wardia, einem Stadtteil im Süden von 
Tunis, zusammen. Es gibt allerdings seit Monaten 
auch auf nationaler Ebene einen „Rat für den Schutz 
der Revolution“, in dem alle wesentlichen politi-
schen Kräfte – von der radikalen Linken bis zu den 
Islamisten – vertreten sind: Seine Gründung war zu 
Anfang des Jahres, im Februar 2011, das Zugeständ-
nis der bürgerlichen Übergangsregierung an die 
außerhalb von ihr stehenden politischen Kräfte, um 
ihnen zu versichern, eine gewisse Kontrolle über den 
Übergangsprozess zu behalten. Ein Teil der radika-
len Linken ist jedoch inzwischen der Auffassung, 
dass man damals in die Falle einer Institutionalisie-
rung getappt sei, da die Aufgaben des Gremiums 
nicht genau bestimmt seien, während die bürgerliche 
provisorische Regierung die reale Kontrolle über den 
Übergangsprozess behalte. Als einen seiner ersten 
Beschlüsse entschied der Zusammenschluss im 
Raum an jenem ersten Augustsonntag, eine 
Kampagne für die Freilassung von jugendlichen 
Demonstranten zu führen, die bei einer der zahllosen 
kleineren Protestaktionen der Wochen zuvor und bei 
Scharmützeln mit der Polizei festgenommen worden 
waren.�  
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FRONTEX und die europäische Migrationspolitik� Von Lorenz Krämer

Wenn in einem europäischen Kontext über Fragen 
und Probleme im Bereich der Migration, insbesonde-
re über Flüchtlingsfragen gesprochen wird, fällt fast 
unweigerlich früher oder später der Name Frontex. 
Was Frontex genau ist, welche Aufgaben Frontex hat 
und welche Rolle es damit in der europäischen Mig-
rations- und Asylpolitik spielt, soll im Folgenden er-
läutert werden. 

Was ist Frontex?
Der offiziellen Bezeichnung nach ist Frontex die 
Gemeinschaftsagentur der EU zur Sicherung der 
Außengrenzen. Auch für andere Aufgaben, für die 
die EU zuständig ist, wurden solche Agenturen ein-
gerichtet. Wie die Bezeichnung verrät, ist die Haupt-
aufgabe von Frontex die Sicherung der Außengren-
zen der EU. Effektiv ist die Agentur damit das 
Hauptinstrument der EU und ihrer Mitgliedstaaten 
in ihrem Kampf gegen „illegale“ Migration. Frontex 
wurde 2005 mit der Verordnung 2007/2004 EG ge-
gründet und hat seinen Sitz in Warschau. Dort arbei-
ten 200-300 Beschäftigte, davon etwas mehr als 100 
als befristet angestellte sogenannte Contractors, al-
so Leute, die mit zeitlich befristeten Dienstleis-
tungsverträgen angestellt sind. Geleitet wird Fron-
tex von einem Exekutivdirektor, derzeit ist das Ilkka 
Laitinen aus Finnland, sowie einem Verwaltungsrat, 
in dem die Mitgliedstaaten und die EU-Kommission 
vertreten sind. Um an dieser Stelle Missverständnis-
se zu vermeiden, ist es wichtig zu betonen, dass diese 
Angestellten keine Polizisten oder ähnliches sind, 
sondern Beamte, wie sie in jeder anderen Behörde 
auch zu finden sind. Auch verfügt Frontex (noch) 
über keinerlei Ausrüstung, um physisch Grenzen zu 
schützen, wie Fahrzeuge, Schiffe, Hubschrauber, 
Waffen etc.
Wie sich dies mit der Aufgabe, die europäischen 
Grenzen zu schützen, verträgt, wird klar, wenn man 
schaut, welche Aufgaben im einzelnen von der Agen-
tur wahrgenommen werden sollen. 
•  „Risikoanalyse“. Gemeint sind Einschätzungen 
darüber, wie gut bestimmte Grenzabschnitte gegen 
illegale Grenzübertritte geschützt sind und an wel-
chen Stellen wie viele dieser Übertritte zu erwarten 
sind. Anders ausgedrückt soll Frontex die „Gefahr“ 
der „illegalen Migration“ an bestimmten Stellen 
analysieren.
•  „Joint Operations“ – auf Deutsch „Gemeinsame 
Einsätze“. Dies sind die „normalen“ Einsätze. „Ge-
meinsam“ bezieht sich darauf, dass verschiedene 
Mitgliedstaaten der EU beteiligt sind. 
•  Gemeinsame Ausbildungsstandards für Grenz-
schutzbeamte in Europa, bezogen auf die Lerninhal-
te. Frontex kann diese Standards natürlich nur ent-
wickeln, sie auch verpflichtend in den Ländern ein-
zuführen o.ä. fehlt ihm die Kompetenz.
•   RABIT – Schnelle Eingreifteams; dafür muss je-
der Mitgliedstaat einen Pool an Beamten zur Verfü-
gung stellen, die innerhalb von 5 Tagen einsatzbereit 
sind. Diese Grenzbeamten werden an Frontex ge-
meldet, sie sitzen nicht in einer eigenen Frontex-
Kaserne. Die RABIT-Einsätze unterscheiden sich 
nicht grundsätzlich von den normalen Joint Opera-
tions, es soll lediglich sicher gestellt sein, dass ein 
Einsatz schnell zustande kommen kann.
•  Forschung und Entwicklung im Bereich Grenzsi-
cherung. Frontex forscht aber nicht selbst, es werden 

nur Entwicklungen verfolgt und Forschung angesto-
ßen und koordiniert.
•  „Joint return operations“ – Gemeinsame Abschie-
bungen. Auch hier hat Frontex die Aufgabe, zu koor-
dinieren. Dazu können die Staaten an Frontex mel-
den, wie viele Personen sie wohin abschieben wollen, 
bei Überschneidungen können dann die Abschie-
bungen gemeinsam durchgeführt werden.
•  Zusammenarbeit mit anderen EU-Agenturen, Eu-
ropol, internationalen Organisationen und Behörden 
aus Drittstaaten.
Die sogenannten Frontex-Einsätze finden bisher auf 
Antrag eines Mitgliedstaates der EU statt und sind 
immer zeitlich und räumlich begrenzt. Sie können 
verlängert werden. Die anderen Mitgliedstaaten 
können dann auf freiwilliger(!) Basis Personal und 
Ausrüstung beisteuern. Die Einsatzleitung hat dabei 
immer derjenige Mitgliedstaat, auf dessen Gebiet 
der Einsatz stattfindet. Alle Beamten, die an einem 
Einsatz teilnehmen, unterstehen daher dem Ober-
kommando des „Gastgeberstaates“. 
Die bekanntesten und auch umfangreichsten Fron-
tex-Einsätze bisher waren HERA, POSEIDON und 
HERMES. Hera fand im Atlantik statt, zwischen 
Portugal und Spanien im Norden bis zur Küste vor 
Westafrika, insbesondere um die Kanarischen In-
seln herum. Poseidon war ein Einsatz an der grie-
chisch-türkischen Grenze, Hermes war auf die süd-
lichen Teile Italiens, vor allem die Mittelmeerinsel 
Lampedusa, konzentriert. Aus Sicht von Frontex 
waren diese Einsätze sehr erfolgreich, da sie drasti-
sche Verringerungen der Ankunftszahlen von Mi-
granten zur Folge hatten. Meist lag die Rate der 
Verringerung bei Werten zwischen 60% in Süditali-
en und 90% im Atlantik. Allerdings lässt die positive 
Bewertung von Frontex andere Faktoren außer 
Acht, am folgenreichsten dürfte dabei das italie-
nisch-libysche Freundschaftsabkommen von 2008 
sein, das Libyen verpflichtete, Menschen an der 
Überfahrt nach Italien zu hindern. Betrachtet man 
die statistischen Angaben über Migration im Süden 
Europas, wie sie beispielsweise auch von Frontex 
selbst veröffentlicht und in Karten eingetragen wer-
den, wird deutlich, dass die Einsätze die Migration 
nach Europa nicht gestoppt oder gar nennenswert 
verringert haben. Stattdessen haben sich lediglich 
die bevorzugten Routen verlagert, und die Lebensge-
fahr auf diesen Routen ist gestiegen. 
Die Einsätze von Frontex sind nicht vollständig auf 
europäisches Territorium beschränkt, manche fin-
den in Ländern außerhalb der EU, sogenannten 
Drittstaaten, statt. Das Ziel dieser umstrittenen Ein-
sätze ist in der Regel, ungewollte Migration zu ver-
hindern, bevor sie Europa erreicht. Zu diesem Zweck 
können beispielsweise Behörden in Drittstaaten be-
raten werden, wie die Ausreise der Migranten effek-
tiv verhindert werden kann.

Frontex verschärft – Das neue Mandat
Im Jahr 2010 hat die EU-Kommission einen Gesetzes-
vorschlag zur Reform von Frontex vorgelegt. Gemäß 
den üblichen Verfahren haben sich Rat, Kommission 
und Parlament Ende Juni 2011 im sogenannten Trilog 
auf einen neuen Gesetzestext geeinigt. Die neue Rege-
lung soll dann im September nach der Sommerpause 
offiziell in Parlament und Rat beschlossen werden 
und kann dann kurze Zeit später in Kraft treten. 
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Mit dieser Reform wurden zwei Ziele verfolgt: Ei-
nerseits sollten die Einhaltung und der Schutz der 
Menschenrechte eindeutig in Text verankert und 
insgesamt verbessert werden, andererseits die Ein-
satzkapazitäten ausgeweitet werden. Bezüglich des 
Schutzes der Menschenrechte hat man sich auf die 
folgenden Änderungen einigen können. Frontex be-
kommt einen Beauftragten für Menschenrechte, 
leider konnten wir uns mit unserer Forderung nach 
einer wirklich unabhängigen Person auf diesem 
Posten nicht durchsetzen. Stattdessen wird der Be-
auftragte intern rekrutiert, und er wird natürlich 
auch in Warschau sein Büro haben. Ihm wird aber 
ein Konsultationsforum zur Seite stehen, an dem 
Vertreter relevanter internationaler Organisationen 
(UNHCR, IOM etc.) wie auch Vertreter entsprechen-
der NGOs teilnehmen werden. Gemeinsam mit die-
sem Forum wird ein Verhaltenskodex für die Grenz-
beamten im Frontex-Einsatz entwickelt; so soll die 
Achtung der Menschenrechte im alltäglichen Ein-
satz verbessert werden. Auch wird die Möglichkeit 
bestehen, einzelne Einsätze abzubrechen oder zu 
suspendieren, falls es zu Verletzungen von Men-
schenrechten kommt. Schließlich wurden die Da-
tenschutzbestimmungen konkretisiert, so dass auch 
für Menschen, die von Frontex an der Grenze aufge-
griffen werden, einigermaßen dieselben Rechte an 
ihren Daten gelten wie für EU-Bürger. 
Von wahrscheinlich großer Reichweite sind Neue-
rungen hinsichtlich der Einsatzkapazitäten. Zu 
diesem Zweck wird Frontex in Zukunft eigene Aus-
rüstung wie Fahrzeuge u.ä. leasen oder kaufen kön-
nen und darüber hinaus stärker an der Finanzie-
rung von Einsätzen beteiligt werden können. Eben-
so gestärkt wird die Rolle in der Einsatzkoordinie-
rung, da Frontex in Zukunft, wenn auch unver-
bindlich, bestimmte Einsätze wird vorschlagen 
können. 

Warum wir gegen Frontex sind
Der wichtigste Kritikpunkt an Frontex ist die Rolle 
als Anti-Migrations-Agentur. Ein Blick nur in die 
Erwägungsgründe der Gesetzestexte genügt: Die un-
geregelte und „illegale“ Migration gilt dort als eine 
der größten Bedrohungen unserer europäischen Ge-
sellschaften, der öffentlichen Ordnung und der öf-
fentlichen Gesundheit. In Kombination mit den seit 
Mitte der 1990er Jahre immer restriktiver werdenden 
Einwanderungsregelungen in ganz Europa ist Fron-
tex zum Symbol der „Festung Europa“ geworden. 
Sehr problematisch ist auch, dass sich Frontex zu ei-
nem guten Teil der parlamentarischen Kontrolle ent-
zieht. Abgeordnete des Europaparlaments etwa besit-
zen ein Auskunftsrecht gegenüber der EU-Kommissi-
on, das aber allzuoft mit wohl formulierten Antwor-
ten, die sich um den heißen Brei herum winden, endet. 
Ähnlich schlecht stehen die Chancen der Abgeordne-
ten in den Ländern. Hat der Einsatz nicht im eigenen 
Land stattgefunden, ist so gut wie nichts darüber zu 
erfahren, was die eigenen Beamten dort getrieben 
haben. Verstärkt wurde dieses Problem bisher auch 
dadurch, dass sich Rat und Kommission die Verant-
wortlichkeit für die Einhaltung der Menschenrechte 
bei Frontex-Einsätzen gegenseitig zuschoben, selber 
aber nie zuständig sein wollten. 
Last but not least sind die Probleme rund um Fron-
tex aber auch in den Kompetenzen der EU begrün-
det. Zwar hat man ein gemeinsames Grenzschutz-
system (eben Frontex) und gemeinsame Regelungen 
für die Erteilung von Visa, aber bis heute kein ge-
meinsames System, das sich an Asylbewerber, Not-
leidende und Arbeitssuchende Dristtstaatler richtet 
und es auch verdient hätte, als gemeinsames System 
bezeichnet zu werden. 
Solange dies nicht angegangen wurde, wird sich 
auch die Rolle von Frontex als Anti-Immigrations-
Agentur nicht ändern lassen.�  

Die Grenzen Europas – Die Reaktion der Europäischen  
Union auf die demokratischen Revolutionen in Nordafrika 
am Beispiel Migration		  Von Miriam Edding

„Mit dem Sturz von Ben Ali befreite sich nicht nur 
eine ganze Gesellschaft, sondern hörte auch die eu-
ropäische Grenze im Mittelmeer für einen Moment 
auf zu existieren. Die europäische Politik der Exter-
nalisierung der Grenze verlor einen ihrer autokrati-
schen Partner, auf den sie zur Umsetzung dieser Po-
litik angewiesen war.“1 

Die Revolution in Tunesien beendete die Herrschaft 
des Präsidenten Ben Ali und seiner Partei RCD, die 
in 23 Jahren an der Macht einen der effektivsten Po-
lizeistaaten Nordafrikas aufgebaut hatten. Sie wirk-
te als Katalysator für den Wunsch nach tief greifen-
der Veränderung im ganzen arabischen Raum. Im 
Februar, kurz nach dem Sturz von Präsident Ben Ali, 
schrieb ein marokkanischer Aktivist: „Seit die Pro-
teste in Tunesien begonnen haben, halten wir alle – 
Demokraten, Jugendliche, Vertreter von Menschen-
rechtsorganisationen – den Atem an. Auch wir leben 
in einer Diktatur, auch bei uns reißen sich fünf Pro-
zent der Bevölkerung die Reichtümer des Landes 
unter den Nagel. Auch wir wollen unsere Rechte und 

wir wollen in Würde leben können. Die Tunesier le-
ben nicht auf dem Mars, sie leben hier, direkt neben 
uns, sie sind unsere Nachbarn!“2 
Für kurze Zeit fragte sich auch Europa beschämt 
nach der eigenen Verantwortung für die Langlebig-
keit der kleptokratischen und autoritären Herr-
schaftscliquen: Jahrelang waren in den Hauptstäd-
ten Europas Stabilität und Sicherheit, verlässliche 
Bündnispartner bei der Etablierung neoliberaler 
Wirtschaftsbeziehungen und die Zusicherung des 
ungehinderten Zugriffs auf das schwarze Gold un-
gleich wichtiger als Demokratie und Menschenrech-
te. Weiterhin wurde die mit Zuckerbrot und Peitsche 
durchgesetzte Kooperation bei der Abwehr von Mig-
ranten in den letzten Jahren zu einer der zentralen 
Interessensphären der EU in Bezug auf seine nordaf-
rikanischen Nachbarn. 

Lieber Schengen in Frage stellen als Solidarität zeigen?
Doch der mit vielen Toten bezahlte Versuch der De-
mokratisierung auf der einen Seite des Mittelmeers 
findet nach der kurzen Phase kritischer Selbstreflexi-
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on keine solidarische Antwort auf der europäischen 
Seite. Besonders deutlich werden die alten, nur von 
eigenen Interessen geleiteten Reflexe beim Thema 
Migration: Die Flucht von 35 Tausend jungen Tunesi-
ern nach Lampedusa löste einen beispiellosen EU-
Konflikt aus – erst zwischen Italien und Frankreich, 
dann innerhalb der EU insgesamt. Italien reagierte 
auf die Ankunft der Tunesier mit einer Art Trick, um 
das Dublin-II-Regelwerk, das die Aufnahme von 
Flüchtlingen überwiegend den EU-Außengrenzen-
Anrainerstaaten aufbürdet, zu umgehen: Italien stell-
te den Tunesiern Visa aus, die diese zu einem Großteil 
nutzten, um zu Verwandten und Freunden nach 
Frankreich weiterzureisen. Frankreich wiederum 
schloss daraufhin kurzfristig seine Grenze nach Itali-
en. Die Flucht einer überschaubaren Zahl von tunesi-
schen Jugendlichen nahm die rechtspopulistische 
Dänische Volkspartei zum Anlass, um ihre Forde-
rung nach Wiedereinführung von Grenzkontrollen 
durchzusetzen. Dänemark handelte sich damit einen 
veritablen Streit mit der EU-Kommission ein. Die 
Abschaffung der innereuropäischen Grenzen ist ein 
Grundpfeiler des europäischen Einigungsprozesses 
und die Infragestellung des Schengenabkommens 
durch die xenophoben Reaktionen einiger Mitglieds-
staaten daher keine Kleinigkeit. Sie berührt das Fun-
dament des europäischen Selbstverständnisses. Nach 
dem Motto: „Lieber Schengen in Frage stellen als 
Solidarität zeigen“ werden von rechts-populistischen 
Parteien bis weit in das konservative Spektrum hin-
ein zunehmend EU-Ressentiments und rassistische 
Tendenzen in der Bevölkerung gemeinsam bedient 
und verstärkt. Das Unbehagen an den vielfältigen 
Auswirkungen der Globalisierung und den neolibera-
len sozialen Verwerfungen wird wieder einmal, aber 
in bisher unbekannt autodestruktiver Weise, über 
nationalistische Reflexe gegenüber Migranten kanali-
siert. Statt des notwendigen Bruchs mit der alten Po-
litik, autokratische Herrscher gegen die Interessen 
der eigenen Bevölkerung mit viel Geld zu „Wachhun-
den“ der EU-Grenzen zu „dressieren“, reagierte die 
EU – allerdings getrieben von einzelnen Staaten – mit 
einer Verschärfung des Grenzregimes. Auf den Ver-
lust seiner Verbündeten bei der Abschottung der Au-
ßengrenzen antwortete Europa mit der Infragestel-
lung einer zentralen europäischen Errungenschaft: 
dem Wegfall der EU-Binnengrenzen. 

Die Militarisierung der Außengrenzen bleibt bestehen
In der gleichen Logik war die Reinstallation des alten 
Wachhundsystems eine der ersten Maßnahmen, mit 
denen einzelne europäische Staaten sowie einige EU-
Gremien auf die Revolutionen reagierten. Die Opera-
tion Hermes der europäischen Grenzschutzagentur 
Frontex ist schon seit Ende Februar 2011 vor Tunesi-
ens Küsten aktiv, um die durch den Wegfall der Ben- 
Ali-Polizei entstandene Lücke bei der Grenzkontrol-
le zu schließen. Anfang April meldete sich der Gene-
raldirektor von Frontex, Ilkka Laitinen, zu Wort und 
forderte ein informelles Arbeitsabkommen mit Tune-
sien, um Grenzkontrollen und Rückführungen zu 
erleichtern. Laitinens Wunsch fand rasch Gehör: Am 
24. Mai erhielt Frontex das Mandat, nicht nur mit 
Tunesien, sondern auch mit Ägypten und Marokko 
ein Arbeitsabkommen zu schließen. In diesem Ab-
kommen soll es um einen strategischen Informations-
austausch, um die Erstellung von Risikoanalysen und 
um Kooperation in den Bereichen Fortbildung, For-
schung und Entwicklung bei der Verhinderung von 
Migration gehen. 

Italien eröffnete den Reigen von Regierungen, die in 
Tunesien vorstellig wurden, um für die Wiederein-
setzung der alten Ordnung zu sorgen. Allerdings 
stießen der italienische Außenminister Frattini – der 
wegen der Tunesien-Flüchtlinge vor italienischer 
und europäischer Presse das Bild von einem „Exodus 
biblischen Ausmaßes“ an die Wand malte – und sein 
Innenministerkollege Maroni bei ihrem ersten Be-
such nicht auf dieselben willigen Partner wie zuvor. 
Die tunesische Übergangsregierung verhandelte hart 
und erreichte immerhin eine humanitäre Aufent-
haltserlaubnis für die ersten 25 Tausend Tunesier, die 
über Lampedusa nach Italien gelangt waren. Sie 
weigerte sich, der Entsendung italienischer Patrouil-
lenschiffe in tunesische Hoheitsgewässer zuzustim-
men. Erst nach dem Besuch von Berlusconi persön-
lich musste Tunesien im April einlenken und die von 
der Bevölkerung gehassten Kontrollen seiner Küsten 
wiederherstellen. Italien stellte dafür 100 Millionen 
Euro sowie vier Küstenschiffe und Fahrzeuge zur 
Grenzkontrolle zur Verfügung. Als Zuckerbrot wur-
den Wiederaufbaukredite in Höhe von 150 Millionen 
Euro in Aussicht gestellt. In Tunesien ist off the re-
cords zu hören, dass auch dieses Abkommen nur zu 
Stande kam, da Italien in Missachtung der Rechte 
eines souveränen Staates Hubschrauber entlang der 
tunesischen Küsten fliegen ließ, die mit Kameras 
Aufnahmen von den Booten der Flüchtenden mach-
ten, und mit diesem Beweis über die völlige Abwe-
senheit von Grenzkontrollen die tunesische Regie-
rung unter Druck setzte. „Wir müssen realistisch 
sein: Wenn Italien einen Streit mit Frankreich ris-
kiert, um die Flüchtlinge aus Tunesien loszuwerden, 
welche Chancen haben wir da? Die Machtverhältnis-
se sind ziemlich eindeutig ...“, kommentierte der Mig-
rationsforscher Mehdi Mabrouk das Verhandlungser-
gebnis.3 Auch mit dem libyschen Übergangsrat hat 
Italien am 17. Juni ein Abkommen zur Verhinderung 
illegaler Migration geschlossen. Maroni wollte sogar 
erreichen, dass Natokriegsschiffe die Boote der 
Flüchtlinge kontrollieren sollen.
Nach dem Streit zwischen Frankreich und Italien 
starteten Berlusconi und Sarkozy eine gemeinsame 
Initiative, um die Wiedereinführung nationaler 
Grenzkontrollen innerhalb der EU unter bestimmten 
Bedingungen zu ermöglichen. Statt das seit längerem 
in der Kritik stehende Dublin-II-Abkommen in Fra-
ge zu stellen, das die Aufnahme von Flüchtlingen 
überwiegend an die Länder mit EU-Außengrenzen 
delegiert, beschloss der Europäische Rat auf dem 
EU-Gipfel am 23. Juni, die zeitweilige Wiedereinfüh-
rung von Grenzkontrollen in Notsituationen zuzulas-
sen. Dies war zwar auch bisher schon möglich – zum 
Beispiel bei Fußballspielen oder Regierungsgipfeln, 
um Hooligans oder Demonstranten zurückzuweisen, 
die Ausnahmeregeln wurden nun aber explizit auf 
„starken Migrationsdruck“ erweitert. 

Europa an seinen Grenzen?
Die Unangemessenheit der europäischen Reaktion 
wird angesichts der Zahl der Menschen, die im Zuge 
der Umbrüche im arabischen Raum ihre Länder ver-
lassen mussten oder wollten, besonders deutlich. Der 
Krieg in Libyen und die Nato-Intervention haben die 
Situation extrem verschärft, insgesamt sind laut 
Schätzungen der IOM (International Organisation of 
Migration)4 mehr als eine Million Menschen auf der 
Flucht aus Libyen. Allein eine halbe Million davon 
nach Tunesien. Das kleine Land mit nur 10 Millionen 
Einwohnern ist damit zum Hauptaufnahmeland ge-
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worden. Aber auch in Länder wie Niger oder Tschad, 
die zu den ärmsten der Welt gehören, sind 70.000 
(Niger) und 30.000 (Tschad) Menschen aus Libyen 
geflüchtet. Die Flüchtlinge aus Syrien, die sich vor 
der tödlichen Repression, mit der Präsident Bashar 
al-Assad auf die Demonstrationen reagiert, in die 
Türkei in Sicherheit bringen, und die überwiegend 
jugendlichen Migranten aus Tunesien, die die Abwe-
senheit der Grenzkontrollen ausnutzten, um der 
wirtschaftlichen Misere zu entkommen, sind in die-
ser Statistik nicht enthalten.
 Im Vergleich dazu sind geradezu lächerlich wenige 
Menschen in Europa angekommen (zur Erinnerung: 
Europa hat 700 Millionen Einwohner): Um die 35.000 
Nordafrika-Flüchtlinge, überwiegend Tunesier, sind 
seit März auf Lampedusa gelandet, aus Malta werden 

1.500 Flüchtlinge gemeldet, viele von ihnen sind sub-
saharische Migranten, die im Krieg in Libyen zwi-
schen die Fronten geraten sind. Seit Anfang des Jah-
res sind circa 2000 Menschen im Mittelmeer bei dem 
Versuch ertrunken, sich vor dem Krieg in Libyen in 
Sicherheit zu bringen. Die EU ist weiterhin weder 
gewillt, mehr Menschen aufzunehmen noch die Situ-
ation an den Außengrenzen zu verändern, um die 
Tode zu verhindern. 
Diese Zahlen sind schnell veraltet, werfen aber ein 
Licht darauf, dass in Europa die Relationen und Re-
aktionen in Bezug auf Migranten völlig unverhält-
nismäßig, um nicht zu sagen verrückt sind. Deutsch-
land übrigens hat sich bisher ausschließlich dazu 
bereit erklärt, 150 Flüchtlinge aus Malta aufzuneh-
men.

1	 Perthes, Volker: Druckwelle des Wandels, in: Der Spiegel, Geschichte – Arabien: Kalifen, Kriege und der Kampf um Frei-
heit, Nr.3/2011, S. 138-141.

2 	 Ebd.

3	 Paolo Cuttitta, Helmut Dietrich, Bernd Kasparek, Marc Speer, Vassilis Tsianos, „Die Grenze demokratisieren!“ in: Kritische 
Justiz, 2011, Heft 3, Nomos Verlagsgesellschaft, September 2011

4	 Paolo Cuttitta, Helmut Dietrich, Bernd Kasparek, Marc Speer, Vassilis Tsianos, „Die Grenze demokratisieren!“ in: Kritische 
Justiz, 2011, Heft 3, Nomos Verlagsgesellschaft, September 2011

Zum Libyen-Krieg des Westens		  Von Dr. Erhard Crome

Wenn die Herrschenden den Einbruch des Krieges in 
das Leben unzähliger Menschen und damit den Tod 
vieler Unschuldiger und das neuerliche Schuldigwer-
den ihrer Kriegsknechte befohlen haben, stellt dies 
stets auf’s Neue eine Herausforderung für das Den-
ken und Fühlen dar, Wut und Ablehnung, aber auch 
Mitgefühl und Solidarität stellen sich ein. Das erste 
Opfer des Krieges ist die Wahrheit. Im Zeitalter der 
elektronischen Medien werden nicht nur die elektro-
nischen Systeme und die Journalisten „eingebettet“ 
in das Lügengespinst der Kriegspropaganda, sondern 
auch die gesiebten Informationen. Die dürftige Infor-
mationslage in Europa zu Libyen, eigentlich zu ganz 
Nordafrika, ist Ausdruck dessen, dass sich die meis-
ten Europäer jenseits von Ägypten, den Pyramiden 
und dem Tourismus kaum mit der Region befasst 
haben. Das erleichtert es, auch mit Falschinformatio-
nen und Spekulationen Krieg zu führen. Eine Unter-
suchung, die auf den Tatsachen fußen will, hat es 
daher schwer.

Der dritte Krieg des Westens in der muslimischen Welt 
seit 2001
Die Kriegsaktionen westlicher Mächte gegen Ziele in 
Libyen begannen mit Luftangriffen am 19. März 
2011; am 22. März folgte eine Seeblockade. Am 24. 
März hieß es, die Luftwaffe von Gaddafi sei zerstört, 
„Phase I“ des Krieges abgeschlossen. Für „Phase II“ 
übernahm die NATO das Kommando. Den Versuchen 
der Afrikanischen Union, des venezolanischen Präsi-
denten Hugo Chávez und der türkischen Regierung, 
zwischen den libyschen Bürgerkriegsparteien zu 
vermitteln, um so den angedrohten Krieg der äuße-
ren Mächte zu verhindern, war ein massiver Riegel 
der Macht des Faktischen vorgeschoben. Die Logik 
des Krieges hat die des Friedens außer Kraft setzen 
sollen, und sie waltet weiter.
Es ist ein „asymmetrischer“ Krieg. „Der Pilot eines 
Kampfbombers oder die Besatzung eines Kriegs-
schiffs, von dem aus Tomahawk-Raketen abgefeuert 

werden, befinden sich außerhalb der Reichweite geg-
nerischer Waffen. Der Krieg hat hier alle Charakte-
ristika der klassischen Duellsituation verloren und 
sich, zynisch gesagt, gewissen Formen von Schäd-
lingsbekämpfung angenähert.“ (Herfried Münkler) 
Der Schädling heißt jetzt Gaddafi. Nur, wie das mit 
der Kriegsoption und ihren Folgen so ist: Am Ende 
sterben nicht (nur) die Diktatoren, sondern unschul-
dige Menschen. Die Diskussion um „Kollateralschä-
den“ wird unterdrückt. Kann der Pilot im heranra-
senden Flugzeug oder die Flügelrakete unterschei-
den, ob das am Boden ein „Schädling“ oder ein 
„nützlicher Zivilist“ ist? Ein böser Regierungssoldat 
oder ein guter Aufständischer?
Die angreifenden Mächte haben seit Anbeginn nicht 
auf die „Flugverbotszone“ zum Schutz der libyschen 
Zivilbevölkerung abgezielt, wie es in der Resolution 
1973 des UN-Sicherheitsrates vom 17. März 2011 for-
muliert worden war, sondern auf den Wechsel des 
politischen Systems in Libyen. Das aber ist durch das 
Völkerrecht nicht gedeckt. Auch dieser Krieg des 
Westens hat mehr unschuldige Opfer, als uns die Me-
dien glauben machen wollen, und er ist völkerrechts-
widrig, auch wenn sich seine Betreiber auf Resolutio-
nen des UNO-Sicherheitsrates berufen. Es ist jetzt 
der dritte Krieg, den der Westen seit 2001 in der 
muslimischen Welt führt, nach dem Afghanistan- 
und dem Irakkrieg. Heute vermag niemand zu sagen, 
wie lange er dauern und wie viele Opfer er noch kos-
ten wird, was das unmittelbare Resultat und am En-
de die Folgen sein werden. Und gegen wen der nächs-
te Krieg geführt wird. Wenn wir uns jedoch der 
Macht der Gewöhnung an den Krieg überlassen, 
wird der nächste ganz gewiss kommen.

Weltpolitische Verschiebungen
Zunächst bleibt festzuhalten, dass alle fünf Ständi-
gen Mitglieder des UNO-Sicherheitsrates unter der 
Voraussetzung agieren, dass sie Atommächte sind 
und gegeneinander selbst dann nicht Krieg führen 
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könnten, wenn sie es wollten. Die weltwirtschaftliche 
Verschiebung nach Asien hat die Chance, für sich 
genommen nicht zu größerer globaler Kriegsgefahr 
zu führen. Innerhalb der BRICS-Gruppe spielt die 
Frage des Atomwaffenbesitzes offenbar keine Rolle. 
Aber die Gruppe als Ganze handelt unter der Voraus-
setzung, dass global ein atomares Patt besteht (die 
Atommächte Russland und China sowie Indien sind 
Teil der Gruppe, zu der auch Brasilien und Südafrika 
als Nicht-Atommächte gehören) und sie daher in ih-
rem politischen Handeln durch die Atomwaffen der 
nordatlantischen Mächte nicht eingeschränkt ist.
Nimmt man die Verschiebung des weltwirtschaftli-
chen Schwergewichts nach Asien, zu Ungunsten 
Westeuropas und Nordamerikas, als die unterste 
Schicht des derzeitigen Weltgefüges und die militä-
risch-strategische Schicht der Kernwaffenpotentiale 
als die darüber liegende, so erhebt sich über dieser 
die der politisch-militärischen, wirtschaftspoliti-
schen, ideologischen und politisch-diplomatischen 
Auseinandersetzungen. Der Libyen-Krieg ist ein 
Punkt der Weltauseinandersetzungen, in dem alle 
diese Entwicklungen und Veränderungen zusam-
mengelaufen sind und von dem sie weiter ausgehen. 
Das Aufbegehren – einige sagten eine Zeitlang „die 
Revolution“ – in den arabischen Ländern ließ diese 
kurzzeitig als eigenständigen Akteur auf der Bühne 
der Weltgeschichte des 21. Jahrhunderts erscheinen. 
Alle großen Mächte der Welt bezogen sich auf sie. Ob 
deren Interaktion diesem Aufbegehren weitere Spiel-
räume ermöglicht oder ob der Krieg des Westens in 
Libyen diesen Akteur wieder einzubinden vermag in 
das Geflecht fremder Interessen, ist noch nicht ent-
schieden.
Hinzu kommt, dass die völkerrechtswidrige Kriegs-
führung westlicher Mächte in Libyen unter grobem 
Bruch der Festlegungen der Resolution 1973 des 
UNO-Sicherheitsrates dazu geführt hat, dass andere 
Mächte, wie Russland als Ständiges Mitglied des Si-
cherheitsrates, es ablehnen, das militärische Vorge-
hen der syrischen Behörden im Sicherheitsrat mit 
Sanktionen zu belegen, weil sie zu Recht davon aus-
gehen müssen, dass der Westen dies zum Anzetteln 
eines weiteren Krieges in der Region missbrauchen 
würde. Zudem schwiegen auch die westlichen Mäch-
te zum gewaltsamen Eingreifen saudi-arabischer 
Truppen gegen die Demokratiebewegung in Bahrein 
– dort befindet sich das Hauptquartier der 5. US-
Flotte. Von „wertegeleiteter“ Politik des Westens, wie 
in Propagandareden immer wieder gern behauptet 
wird, kann bei dieser selektiven Kriegspolitik folg-
lich keine Rede sein; der Libyen-Krieg ist Ausdruck 
einer offenen Interessenpolitik.
Versucht man, Schlussfolgerungen aus dem bisheri-
gen Libyen-Krieg zu ziehen, so ist zunächst zu beto-
nen, der Übergang zu der multipolaren Welt des 21. 
Jahrhunderts verläuft nicht „harmonisch“, sondern 
über eine Abfolge von Kämpfen und Auseinanderset-
zungen. Der relative Rückgang des weltpolitischen 
Einflusses der USA bringt nicht nur China, Indien, 
Brasilien, Südafrika und Russland auf den Plan, 
selbst die alten europäischen Mächte agieren wieder 
stärker eigenständig und versuchen in ihrem Umfeld 
geostrategische Tatsachen auch mit militärischen 
Mitteln zu schaffen. Das trifft zunächst auf Frank-
reich und Großbritannien zu, die diesen Krieg unbe-
dingt wollten und von denen man zuvor glaubte, sie 
seien nach der Niederlage im Suezkrieg 1956 als ei-
genständige militärisch-politische Akteure abgemel-
det. Viele Beobachter aus dem arabischen Raum hat-

ten den Eindruck, dieser Krieg sei eine Neuauflage, 
gewissermaßen Revanche für 1956.

Die Linken
Die Linken in Europa hatten wieder, wie stets bei 
Konstellationen seit mindestens zwanzig Jahren, in 
denen die Menschenrechte eine Rolle spielen, 
Schwierigkeiten, sich klar, konsistent und friedens-
orientiert zu positionieren. Für die einen galt Gadda-
fi als progressive Gestalt, die es gegen den Imperialis-
mus zu verteidigen gelte, andere folgten dem Men-
schenrechtsgerede der Propagandisten des Krieges 
und hielten den Krieg für eine gute Sache. Eine we-
sentliche Rolle spielten auch die Begründung unter 
Bezugnahme auf die Demonstrationen und die Um-
mantelung des Krieges durch die UNO-Resolution. 
So sagte der Vizevorsitzende der norwegischen Sozi-
alistischen Linkspartei, zugleich Minister in der ge-
genwärtigen Koalitionsregierung, Audun Lysbak-
ken: „Unsere Partei war von Beginn an gegen den 
Krieg in Afghanistan. Und wir fordern weiterhin den 
Abzug der norwegischen Truppen.“ Die Situation in 
Libyen jedoch sei anders zu bewerten. „Auch wenn es 
schwierig und kontrovers für die Linke ist, sich für 
eine Intervention auszusprechen, und es viele Dinge 
in Libyen gibt, die kritisiert werden müssen, sind wir 
für eine starke UN. Unsere Partei hat die Resolution 
der Vereinten Nationen und die Teilnahme Norwe-
gens an deren Umsetzung unterstützt. Aber wir sind 
gegen eine militärische Operation, die zu entscheiden 
versucht, wer das Land künftig regiert. Das ist die 
Aufgabe des libyschen Volkes. Die Intervention sollte 
nur dazu dienen, Zivilisten zu schützen.“ (Neues 
Deutschland, 26. April 2011) Dass die Zustimmung 
am Ende für die reale Kriegsführung, die genau den 
Regime-Wechsel will, in Anspruch genommen wird, 
bleibt bei einer solchen Perspektive ausgeblendet.
„Nachdem die Vorstellung vom ‚Freiheitsexport‘ qua 
Bombenangriffen sich mit den desaströsen Ergebnis-
sen im Irak und in Afghanistan und ihrer Offenba-
rung als Kaschierung knallharter geoökonomischer 
und geopolitischer Interessen erledigt zu haben 
schien“, schrieb Ingar Solty, „verblüfft doch, dass 
trotz der Heuchelei des Imperialismus (Jemen, Bahr-
ein etc.) die Ideologie und die damit einhergehende 
Wirksamkeit der Kriegspropaganda nicht totzukrie-
gen sind. Es grenzt schon an linke Schizophrenie, 
sich einerseits keine Illusionen darüber zu machen, 
dass Massenvernichtungswaffen und Menschenrech-
te nur Vorwände der Bush-Administration waren, 
um die Vormachtstellung der USA und ihrer Verbün-
deten in der Region zu festigen…, aber bei denselben 
Akteuren in derselben Region, die zur selben Zeit 
dieselbe Politik im Irak, in Afghanistan und nun 
auch Pakistan fortsetzen, plötzlich neue Motive zu 
vermuten. Fakt ist, dass der Schutz von Menschen-
rechten allenfalls ein Nebenprodukt der Entwick-
lung ist. Dabei werden nichtmilitärische Lösungen 
oder Alternativen, auf die sich Gaddafi durchaus 
eingelassen hat (der Chavez-Friedensplan oder die 
Vorschläge der Afrikanischen Union), bewusst igno-
riert.“ (www.sozialismus.de)

Historische Analogien
Wenn wir nach geschichtlichen Analogien schauen, 
fällt der Blick zunächst auf den ersten Weltkrieg. Die 
sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien 
hatten die Entwicklungen nach der Ermordung des 
österreichischen Thronfolgers zunächst mit Gelas-
senheit verfolgt. Nach dem Ultimatum Österreich-
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Ungarns an Serbien, das die faktische Kriegsdro-
hung darstellte, riefen die Parteien zu großen De-
monstrationen auf. In Deutschland sprach die sozial-
demokratische Parteiführung von einer „frivolen 
Kriegsprovokation“. Demonstrationen fanden dann 
unter der Losung: „Wir wollen keinen Krieg!“ und 
„Nieder mit dem Krieg!“ statt. Als er dann jedoch 
ausgebrochen war, stimmte die sozialdemokratische 
Reichstagsfraktion den Kriegskrediten, d.h. dem 
Krieg zu. Die Stimmung war: Wenn der Krieg nun 
schon da ist, soll Deutschland ihn wenigstens nicht 
verlieren. Kurt Eisner, selbst Gegner jener „Burgfrie-
denspolitik“ der Unterstützung der Kriegsführung, 
schrieb ein halbes Jahr nach Kriegsausbruch: „Der 
Krieg war und ist für mich eine Katastrophe, in der 
niemand neutral sein kann; irgendwo müssen wir 
kämpfen, und da wir nun mal dem deutschen Reiche 
angehören, ist hier unser Platz.“ Reichskanzler v. 
Bethmann Hollweg hatte die „Schuld Russlands“ 
besonders in den Vordergrund gerückt, was es der 
Sozialdemokratie erleichterte, den Feldzug gegen den 
„blutdurstigen Zarismus“ zu unterstützen. Die fran-
zösischen Sozialisten sahen den Krieg als „Verteidi-
gung Frankreichs“ gegen Deutschland an.
Georgi Plechanow, einer der marxistischen Vor-
kämpfer der russischen Arbeiterbewegung, trat 
selbst in den inneren Auseinandersetzungen, die in 
Russland zwischen der Februar- und der Oktoberre-
volution 1917 stattfanden, noch für die „Vaterlands-
verteidigung“ ein und gab dem sogar eine von Marx 
hergeleitete Begründung. Es sei zwischen den „recht-
mäßigen Interessen jedes einzelnen Landes“ und den 
„unrechtmäßigen“ zu unterscheiden. Die Internatio-
nale Arbeiter-Assoziation (die Erste, von Marx ge-
gründete Internationale) habe zurecht „Internationa-
le“, nicht „Antinationale“ geheißen. So dürfe es den 
Arbeitern „z.B. Russlands, auch nicht einerlei (sein), 
auf wessen Seite sich das Kriegsglück wendet“. Da-
mit befürwortete er die Fortsetzung des Krieges 
durch die Provisorische Regierung Russlands gegen 
die Position Lenins und der Bolschewiki, einseitig 
aus dem Krieg auszutreten – was dann ja nach der 
Oktoberrevolution erfolgte. Plechanows Argumenta-
tion ist auch deshalb aufschlussreich, weil sie zeigt, 
wie aus einer sozialistischen Rabulistik heraus, die 
sich sogar auf Marx bezieht, die Kriegspolitik der 
Herrschenden unterstützt werden kann. Und die Lo-
gik der „Vaterlandsverteidigung“ der einen wird zum 
Argument für die „Vaterlandsverteidigung“ der an-
deren. Die Argumentationsfigur lässt sich unendlich 
fortsetzen, sie funktioniert aber nur, wenn man in der 
Logik der Herrschenden, die die Kriege führen, ver-
bleibt. Damals hieß die Girlande, die um den imperi-
alistischen Krieg gewunden wurde, „Vaterland und 
Nation“, heute heißt sie „Demokratie und Menschen-
rechte“ bzw. „Schutz der Zivilbevölkerung“.

Logik der Kritik
Erst jenseits der Logik der Kriegsherren kann ein 
kritischer Standpunkt eingenommen werden, der mit 
der Befürwortung des Kriegs bricht. Das hat bei-
spielsweise Leo Trotzki getan, als er die Balkankrie-
ge 1912/13, die dem ersten Weltkrieg unmittelbar 
vorangegangen waren, analysierte. Er verurteilte die 
Unterstützung des bulgarischen Nationalismus 
ebenso wie die des serbischen oder griechischen. Der 
rumänische war für ihn wie eine fette Wanze, die den 
bulgarischen auszusaugen versucht, nachdem der 
durch die Kriege geschwächt war. Die Unterstützung 
des russischen Nationalismus und Imperialismus 

war ebenso ausgeschlossen wie die Österreich-Un-
garns. Das Proletariat Russlands könne nicht Roma-
now in den Kampf gegen Österreich schicken, Öster-
reich sei kein Feind und Romanow kein Freund der 
russischen Linken.
Das bedeutet unter einer aktuellen linken Perspekti-
ve, dass sie weder Gaddafi unterstützen kann noch 
die von den westlichen Geheimdiensten geschaffene 
oder strukturierte „Opposition“, deren Vertreter in 
Bengasi als „Aufständische“ in die Kameras schau-
en, und auch nicht die imperialistische Kriegspolitik 
Frankreichs und Großbritanniens. Sie unterstützt 
die Ablehnung des Krieges, die zunächst auch durch 
die offizielle deutsche Politik erfolgte, lehnt aber alle 
Varianten der „bündnispolitischen Kompensationen“ 
ebenso ab wie eine neue imperiale deutsche Außen-
politik. Die Linke steht an der Seite des arabischen 
Aufbegehrens.

Kapitalismus und Krieg
Der Zusammenhang zwischen der Weltwirtschafts-
krise sowie den Folgen des Neoliberalismus für die 
nahöstliche Region einerseits und den jetzigen politi-
schen Umbrüchen andererseits muss noch genauer 
analysiert werden. Die Bewegung gegen den Neolibe-
ralismus begann in den 1980er Jahren in Lateiname-
rika und führte dort seit den 1990er Jahren zu star-
ken sozialen Bewegungen und linken Regierungen, 
die gezeigt haben, dass es möglich ist, erstarrte poli-
tische und gesellschaftliche Verhältnisse aufzubre-
chen, obwohl es den vom Westen dominierten Ge-
samtzusammenhang des sich stärker globalisieren-
den kapitalistischen Weltsystems gibt. Zugleich ha-
ben die weltwirtschaftlichen und weltpolitischen 
Veränderungen zugunsten der BRICS-Staaten, die 
sich in den vergangenen zwanzig Jahren vollzogen 
haben, und die damit verbundene Schwächung der 
Positionen des Westens dazu beigetragen, dass sich 
Möglichkeitsfenster für Veränderungen auch im Na-
hen und Mittleren Osten öffnen konnten. Dazu haben 
auch die militärischen Niederlagen der USA und ih-
rer Verbündeten im Irak und in Afghanistan beige-
tragen, die direkt innerhalb der Großregion des Na-
hen und Mittleren Ostens („Greater Middle East“-
Konzept der Bush-Regierung, um die muslimische 
Welt und ihre Ressourcen unter Kontrolle zu neh-
men) erfolgt sind.
Künftige Kriege vor allem im Nahen und Mittleren 
Osten zu vermeiden erfordert, diese Region seitens 
aller Beteiligten nicht nur als eine von Wirtschafts- 
und „Sicherheits“interessen zu betrachten und zu 
behandeln, sondern realistisch und ohne Scheuklap-
pen. Die aktuellen Umbrüche im Nahen Osten sind 
sichtbarer Ausdruck des strategischen und histori-
schen Scheiterns des Westens in dem Bestreben, die-
sen Teil der Welt dauerhaft kontrollieren, beherr-
schen und ausbeuten zu können, und tragen ihrer-
seits zu den weiteren Veränderungen in der Welt bei. 
Mittel- und langfristig wird es von wesentlicher Be-
deutung sein, wie sich China, Indien, Brasilien und 
Russland zu den Veränderungen in der arabischen 
Welt stellen, und wie sich die neuen politischen Kräf-
te dort gegenüber jenen Mächten verhalten. Auf jeden 
Fall scheint eine veränderte eurasische Kräftekon-
stellation zu entstehen, in der die Europäische Union 
nur ein Akteur unter anderen ist und die die USA 
nicht mehr wie bisher kontrollieren können. Der Li-
byen-Krieg ist der Versuch, diesen Prozess aufzuhal-
ten und unter Kontrolle zu bringen. Ob er langfristig 
gelingt, wird sich zeigen müssen. Am Ende wird der 
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Geist der Veränderung auch um autokratische Län-
der wie Saudi-Arabien keinen Bogen machen. 
Der Libyen-Krieg zeigt einerseits, dass Krieg als 
Mittel der Politik der westlichen Mächte noch weiter 
veralltäglicht wurde und etliche der Mächte immer 
frivoler und unverschämter zum Mittel des Krieges 
greifen, um Interessen gegenüber Dritten bzw. 
Schwächeren durchzusetzen. Der altmodische Be-
griff „imperialistischer Raubkrieg“ trifft den Kern 
des aktuellen Geschehens. Die Institutionen der UNO 
und anderer internationaler Organisationen sind 
derzeit nicht hinreichend ausgestattet, um dem wirk-
sam entgegenzutreten. Die tendenzielle Schwächung 

der Positionen der USA in der internationalen Politik 
führt nicht unmittelbar zu einer Stärkung der Chan-
cen zum Frieden, sondern zu weiterer Unsicherheit 
und Kriegen. Dabei gilt, dass kleinere Mächte wie 
Frankreich und Großbritannien wieder kriegsfüh-
rend agieren, aber auch, dass andere, etwa Russland, 
aus diesem Krieg die Schlussfolgerung ziehen, nun 
auch selbst noch weiter aufzurüsten, um gegen einen 
militärischen Angriff langfristig gewappnet zu sein. 
Das heißt, jeder Krieg befeuert, über seine unmittel-
baren verheerenden Wirkungen hinaus, weltweit das 
Wettrüsten und die Unsicherheit der internationalen 
Verhältnisse.

Literatur: 
Georgi W. Plechanow: 1917 – zwischen Revolution und Demokratie, Berliner Debatte Wissenschaftsverlag 2001. 
Ingar Solty: Libyen und der neuen Imperialismus. Öl, Kontrolle und Ideologie, in: Sozialismus, Heft 5/2011. 
Leo Trotzki: Die Balkankriege 1912-13, Essen: Arbeiterpresse Verlag 1996.

Aufstände, Revolution  
und Demokratie in Afrika 
Interview mit Firoze Manji

Wo liegen die Wurzeln der Aufstände?1

Hinter den allgemeinen Slogans stehen die Erfah-
rungen der letzten 30 Jahre, in denen die Errungen-
schaften der antikolonialen Kämpfe zurückgenom-
men worden sind: Gesundheitsversorgung, Bildung, 
Sozialversicherungen, Unterstützung der Kleinbau-
ern. Stattdessen wurden die Ökonomien geöffnet für 
die Ausbeutung durch die Oligarchien und großen 
Unternehmen. Die internationale Hilfe hat öffentli-
che Gelder genutzt, um Privatisierungen zu subventi-
onieren. Indem Gesundheitsversorgung und andere 
soziale Einrichtungen an Wohltätigkeitsorganisatio-
nen verkauft wurden, sind ihre Dienste keine sozia-
len Rechte mehr, wir müssen darum bitten. Das ist 
eine allgemeine, geteilte Erfahrung: Hier findet eine 
Akkumulation durch Enteignung in ungeheurem 
Ausmaß statt. Auch die Löhne und Einkommen sind 
stark gesunken. Und es ist eine politische Enteig-
nung: Wir können unser Leben nicht selbst bestim-
men, denn unsere Regierungen sind den transnatio-
nalen Unternehmen, den globalen Finanzinstitutio-
nen, den Wallstreets der Welt und den imperialisti-
schen Kräften des Nordens hörig. Dieses grundlegen-
de Gefühl mangelnder Selbstbestimmung war die 
mobilisierende Kraft.
 
Die Entwicklungshilfeindustrie und multi-nationale 
Unternehmen haben den Staat unterminiert, welche 
Reaktionen erwarten Sie – auf die Aufstände und 
Revolutionen?
Die Staaten sind nicht unterminiert worden, sie sind 
stärker als vor 30 Jahren. Sie verfügen über Waffen, 
Qualifizierung und Ressourcen, um die Bevölkerun-
gen zu unterdrücken. Unsere Staaten sind internati-
onalen Interessen gegenüber fügsam, aber sie sind 
nicht schwach. Das meine ich mit dem Verlust der 
Selbstbestimmung. Auch in Zeiten der Sklaverei gab 
es Kräfte, die bereit waren, uns zu verkaufen. Die 

Kolonialherren konnten Afrika mit relativ geringer 
Truppenstärke kontrollieren, mittels „dezentralem 
Despotismus“. Heute ist der Kontinent genau da-
durch gezeichnet.
 
Der Bereich der „Sicherheitssektorreform“ wird als 
einziger mit enormen Mitteln ausgestattet. Es wird 
nahegelegt, den afrikanischen Polizeieinheiten Men-
schenrechtstrainings zukommen zu lassen, tatsäch-
lich scheint es um die Aufrüstung der Polizeistaaten 
zu gehen? 
Der Kern der US-amerikanischen Außenpolitik ist 
die „Versicherheitlichung“ (securitizing) aller Le-
bensbereiche. Auch Gesundheitsversorgung u.a. 
wird unter diesem Gesichtspunkt betrachtet: als Ge-
gengewicht gegen den so genannten Terrorismus. Sie 

1 	 Firoze Manji ist Chefredakteur von Pambazuka – das bedeutet „Erwachen“. Seit zehn Jahren schreiben hier Intellektuelle, 
Aktivisten, Künstler und Blogger. Das Gespräch führten Samar al-Balushi und Wuyi Jacobs am 9. April 2011 für Afrobeat 
Radio, http://afrobeatradio.net.
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wird nur bereitgestellt, um potenzielle Revolutionen 
zurückzudrängen. Institutionen wie AFRICOM (Re-
gionalkommando der US-Streitkräfte) sind unmit-
telbar beteiligt. Die imperialen Staaten setzen „De-
mokratie“ mit kapitalistischer Demokratie und re-
präsentativen Wahlen gleich und stellen sicher, dass 
die Ergebnisse mit ihrer Politik im Einklang sind. 
Dagegen stehen die Versuche, die Gesellschaft um-
fassend zu demokratisieren: Was wollen wir produ-
zieren, wie, für wen, was machen wir mit den Pro-
dukten, wem werden sie zugutekommen?
 
Das Ausmaß an Kreativität und Visionen in den Pro-
testen war beeindruckend. Es ist selten, dass Men-
schen spüren, dass sie sich für etwas einsetzen, wofür 
es sich zu kämpfen lohnt.
Revolutionen schaffen auch eine Veränderung der 
Einzelnen, eine Transformation des Lebens. Mit 
Hoffnungslosigkeit kann man lange leben. Aber der 
Moment, in dem Menschen erfahren, 
dass tatsächlich etwas anders sein 
könnte, verändert auch sie selbst. In 
Ägypten und Tunesien sind Menschen, 
die bisher nicht politisch aktiv waren, 
Träger der Bewegung geworden. Neue 
Formen der Governance werden er-
schaffen – ich mag dieses Wort nicht, 
aber es trifft: Sie bestimmen die not-
wendigen Dienstleistungen und Insti-
tutionen und gehen daran, sie zu schaf-
fen und zu demokratisieren. In die Er-
schaffung einer neuen Welt, einer neu-
en Lebensweise müssen alle einbezo-
gen sein. Das erfordert viel Kommuni-
kation – und Zeit.
 
Wie unterscheiden sich die Revolutio-
nen in Tunesien und Ägypten von den 
Entwicklungen in Libyen?
Mubarakismus ist die Mubarak-Fami-
lie, die ägyptische herrschende Klasse, 
die Bourgeoisie und das Militär. Dem 
Militär gehört die Hälfte der Ökono-
mie. Die Muslim Brotherhood war Teil 
dieses Regimes, die einzige Kraft, der 
erlaubt wurde, sich zu organisieren. Alle anderen 
waren unterdrückt. Anders als Mubarak und Ben Ali 
wird Gaddafi bisweilen noch als Revolutionär wahr-
genommen. Er hat die Afrikanische Union finanziert, 
früher den ANC. Er hat die Monarchie besiegt, in 
diesem Sinne war er in seiner Zeit durchaus revoluti-
onär. Aber seit mindestens zehn Jahren war Gaddafi 
Mittel fürs amerikanische Kapital, um Zugang zum 
Öl aus Libyen zu erlangen. Ein Blick auf die Unter-
nehmen – US-amerikanische, französische, britische 
–, deren Aktivitäten in Libyen von Gaddafi abgesi-
chert wurden, verdeutlicht, welches Interesse an der 
Intervention besteht: ein Gaddafismus ohne Gaddafi. 
Meines Erachtens sind Gaddafis Tage gezählt. Die 
Frage wird sein, ob er von einer popularen Bewegung 
abgelöst wird oder ob die UN unter der Führung der 
USA einen regime change durchsetzt, wie in Haiti, 
Irak und in Afghanistan. 

Die Verbündeten der USA, Europa, zunehmend auch 
China, setzen auf militärische Intervention, um 
Marktöffnungen für Unternehmen und im Interesse 
geopolitischer Strategien durchzusetzen. Wie wird 
sich das auf die gegenwärtige Krise des Kapitalis-
mus auswirken? 

Auf der einen Seite sehen wir einen großen Anstieg 
der Anwendung von bewaffneter Gewalt, oftmals 
ideologisch abgesichert: Arundhati Roy hat vor eini-
gen Jahren geschrieben: McDonalds wäre nichts oh-
ne die Waffenindustrie von McDonnell Douglas im 
Hintergrund. Kapitalismus kann – der Rhetorik der 
freien Märkte zum Trotz – ohne die Drohung der mi-
litärischen Unterdrückung im Hintergrund nicht 
bestehen. Die USA sind seit dem Zweiten Weltkrieg 
ununterbrochen im Krieg gewesen. So haben sie sich 
als führende kapitalistische Nation installiert – unter 
Nutzung von brutaler Gewalt, Putsch, Desinformati-

on usw. Die Krise dauert bereits an, 
seit sich die Profitraten in den 1970er 
Jahren nicht erholt haben. Auf der Su-
che nach neuen Profitmöglichkeiten 
wurde eine Ausweitung der Akkumu-
lation durch Enteignung realisiert.
 Gleichzeitig gibt es Grund zur Hoff-
nung, dass dies auch die Zeit erhebli-
cher Gegenbewegungen sein wird. Wir 
erleben einen Anstieg der popularen 
Proteste: Ägypten, Tunesien, Libyen, 
Dschibuti, Gabun, Bahrain und so 
weiter – Swasiland ist vor kurzem zu 
einem kompletten Stillstand gekom-
men. Das sind keine vereinzelten Er-
eignisse. Meines Erachtens erleben wir 
nach 30 Jahren Verarmung ein Erwa-
chen in Afrika. In den 1950er Jahren 
war es auch so: Es gab kein Land auf 
dem Kontinent, in dem es nicht zu 
Massenaufständen gekommen wäre. 
Es ist, als würde ein Virus umgehen.
 
Ist das eine zyklische Entwicklung? 
Ich glaube nicht, dass sich das mit der 
zyklischen Entwicklung des Kapitals 

vergleichen lässt. Bereits 100 Jahre zuvor, 1870, gab es 
eine Krise, die ebenfalls in eine Periode der Akku-
mulation durch Enteignung mündete: u.a. in die Ko-
lonisierung des afrikanischen Kontinentes. Doch es 
war gleichzeitig die Periode der Revolutionen – der 
sowjetischen, chinesischen und vietnamesischen. 
Wieder leben wir in einer Zeit von Kriegen und Revo-
lutionen. In Ägypten sind die Menschen nicht auf die 
Straße gegangen, weil es so ein schöner Tag war – tat-
sächlich war es bitterkalt –, hinter der scheinbaren 
Spontaneität steht ein großer Aufwand an Organisie-
rung und Mobilisierung. Wir dürfen diesen subjekti-
ven Faktor nicht aus den Augen verlieren. Der Kapi-
talismus hat den Planeten zerstört, wir leben auf ei-
ner tickenden Bombe. Was uns bevorsteht, ist entwe-
der eine Zeit der Revolutionen oder der Barbarei.

Aus dem Englischen von Christina Kaindl 

Interview und Bild mit freundlicher Geneh-
migung von www.zeitschrift-luxemburg.de
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